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Handbuch Klimaschutz

Die Klimakrise kann nur politisch und nur mit 

den Bürgerinnen und Bürgern gelöst werden. Auf 

Grundlage dieser Überzeugung geben Mehr 

Demokratie e.V. und Bürgerbegehren Klima-

schutz das „Handbuch Klimaschutz“ heraus.

ab Seite 18

Abstimmung 21

Rund 50.000 Menschen haben an der 

Probeabstimmung am 20.09.2020 teilgenom-

men. Ein Rückblick und Ausblick.

ab Seite 6

Gehen die Grünen 

von Bord?

Wie steht es um 

den Bundesweiten 

Volksentscheid, 

wenn sich Grüne 

von Direkter 

Demokratie zu 

verabschieden 

scheinen? 

Seite 4



3

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

was ist bloß los? Während sich die CDU, die einstigen Gegner Stück für Stück bewe-

gen und nun mit Bürgerräten einen ersten Vorstoß in Richtung der direkten Demo-

kratie wagen, gehen bisherige Freunde wie SPD und Grüne von Bord, wollen nichts 

mehr davon wissen. Die Grünen wollen einen ihrer Gründungsimpulse – bundeswei-

te Volksabstimmungen – aus Ihrem Grundsatzprogramms streichen! Hallo?

Während die Union merkt, dass das Parlament immer mehr an Bindewirkung zur 

Bevölkerung verliert und man hier dringend mit neuen und ergänzenden Instru-

menten gegensteuern muss, ziehen sich die anderen auf dem Weg zur Macht von 

direkter Demokratie zurück.

Und warum? Am heftigsten hat der Brexit der Debatte zugesetzt. Ausgerechnet 

eine unverbindliche Volksbefragung nach haarsträubenden Regeln, vor der wir 

schon vor der Abstimmung deutlich gewarnt haben. Ein Verfahren von oben, das 

keiner von uns will und welches es bei uns in keinem Bundesland gibt. 

Auch die Angst vor den Populisten geht um! Dabei haben Ende September die 

Schweizer zum achten Mal in Folge gegen eine Vorlage der populistischen SVP, ge-

gen die strikte Begrenzung von Einwanderung, gestimmt. Populisten werden durch 

direkte Demokratie – so sie gut geregelt ist – entlarvt, über sie wird in der Sache 

entschieden.

Jetzt stehen wir da, konfrontiert mit viel Meinungen und Befürchtungen und sind 

überrascht von so wenig Ahnung.

Doch bei den Menschen ist der Wunsch ungebrochen. Angesichts der Herausforde-

rungen brauchen wir alle drei Säulen der Demokratie: gewählte Parlamente, bera-

tende Bürgerräte und die Möglichkeit abzustimmen. Aus der klugen Verbindung 

aller drei Elemente wächst Zusammenhalt und eine starke Demokratie – so jeden-

falls in Irland. Warum nicht auch bei uns?

Unsere Aufgabe? Auch bei Nebel den Kurs halten! Demokratie ist das Versprechen 

der größtmöglichen Zufriedenheit aller. Demokratie ermöglicht die Entscheidungs-

findung unter Berücksichtigung verschiedener Interessen. Die Formate dafür müs-

sen sich immer weiterentwickeln können. Dann bleibt die Demokratie lebendig.

Bleiben Sie auf Kurs, viel Anregungen beim Lesen,

Ihre 

Claudine Nierth

Claudine Nierth, 

Bundesvorstandssprecherin 

von Mehr Demokratie.



4 5www.mehr-demokratie.de | Nr. 125 | 4/2020

Bundesweite Volksentscheide Bundesweite Volksentscheide

Gehen die Grünen von Bord?
Der bundesweite Volksentscheid 
und wie es um ihn steht

Ein Zwischenruf von Ralf-Uwe Beck.

Text Ralf-Uwe Beck

Bundesweite Volksentscheide
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der Ältestenrat des Bundestages hat sich für einen Bürgerrat 

zu Deutschlands Rolle in der Welt entschieden. Immerhin. 

Das könnte ein Schritt sein, Bürgerräte zu etablieren, muss 

aber nicht. 

Bürgerräte können überall dort sinnvoll sein, wo Bürger-

kompetenz den politischen Spielraum weiten könnte: beim 

Wahlrecht, bei der Aufarbeitung der Corona-Krise, beim Kli-

maschutz – dort vor allem. Aber Achtung, bei aller Begeiste-

rung für das Instrument: Wer nach Bürgerräten auf Bundes-

ebene ruft, muss auch dem bundesweiten Volksentscheid 

das Lied singen. Bürgerräte sind unverbindlich, sind Rat-

schlag – wenn auch ein besonderer, weil sie Gräben in der 

Bevölkerung überwinden, Menschen aller Milieus ins Ge-

spräch bringen und sie beteiligen können, weil sie zu Ergeb-

nissen finden, die wir uns selbst kaum zutrauen und zu der 

die Politik nicht fähig ist. Sie sind ein exzellenter Beteili-

gungsraum. Aber: Hinter jeder Tür eines Beteiligungsraumes 

wartet die Genugtuung oder die Enttäuschung. Es könnte 

sein, dass die Forderungen der Bürgerinnen und Bürger tat-

sächlich von der Politik aufgenommen werden. Es könnte 

aber auch sein, sie werden einfach ignoriert. 

Das Recht auf Abstimmungen bleibt der Schlussstein

Gerade weil Bürgerräte dort gefordert werden, wo die Politik 

keine überzeugenden Lösungen präsentiert, setzt es, soll die 

Politik Forderungen übernehmen, ein Bewusstsein für die ei-

genen Mängel, mitunter die eigene Belanglosigkeit voraus. 

Die Nadel im Heuhaufen ist leichter zu finden, zumal die 

Angst vor dem Gesichtsverlust oft genug die Parteien auf 

der Stelle treten lässt. Deshalb kommt es wie bei einem ge-

mauerten Gewölbe bei der Bürgerbeteiligung auf den ko-

nisch zugehauenen Schlussstein an. Er erst legt Spannung 

auf das gesamte Gewölbe, so dass es auch dauerhaft stabil 

bleibt und nicht zusammenbricht. Die einzelnen Steine sind 

die Instrumente der Bürgerbeteiligung, der Schlussstein ist 

die direkte Demokratie. Nur mit ihr können wir uns vom Re-

gierungshandeln unabhängig machen und beanspruchen, 

selbst über eine Sache abzustimmen. Das macht der Politik 

Beine und lässt sie Bürgerbeteiligung, Bürgerräte, ja die Bür-

gerinnen und Bürger ernster nehmen. Mehr Demokratie 

muss diese Fahne hochhalten, auch wenn andere sie vom 

Mast holen wollen. Und der Parteitag der Grünen ist Ende 

November. Dann erst wird das neue Grundsatzprogramm be-

schlossen. Wir setzen auf die grüne Basis und ihr Gespür da-

für, was eine „Bewegungspartei“ wirklich ausmacht. /„Vielleicht ein Versehen, dachten wir, als Ende Juni der Bun-

desvorstand von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN den Entwurf für 

ein neues Grundsatzprogramm veröffentlicht hat. Es fehlte 

der bundesweite Volksentscheid. Sofort sind bürgerbewegte 

Grüne in die Spur gegangen. Es war ja nur ein erster Entwurf. 

Die Grünen werden sich doch nicht von einem ihrer Grün-

dungsimpulse verabschieden. Doch, genau das hat der Bun-

desvorstand getan. Die Forderung nach Einführung des bun-

desweiten Volksentscheids ist auch aus dem offiziellen, Ende 

Ralf-Uwe Beck

Bundesvorstandssprecher von 

Mehr Demokratie.

von den Grünen und ihrem Mitregieren abhängig sein? Oder 

will der Bundesvorstand die Grünen für die Union weichspü-

len und so die Partei auf Regierungskurs bringen? Dabei ist 

doch die Union gar nicht mehr geschlossen gegen den bun-

desweiten Volksentscheid. 

Die CSU ist 2016 den umgekehrten Weg gegangen und 

hat per Mitgliederbefragung die Forderung nach direkter De-

mokratie auf Bundesebene ins Grundsatzprogramm über-

nommen. Gehen die Grünen den entgegengesetzten Weg? 

Mindestens offenbart sich hier ein abgehobenes Politikver-

ständnis des Bundesvorstandes. War das nicht die Position 

von Joschka Fischer, zu meinen, wenn die Grünen regieren … 

wozu dann noch direkte Demokratie? Erleben wir mit dem 

Habeck-Baerbock-Duo eine Neuauflage dieser Selbstherr-

lichkeit? 

Wie weiter, was heißt das für die Kernforderung von Mehr 

Demokratie e.V.? Erst geht die SPD auf Abstand und tilgt die 

Forderung aus dem 2017er Wahlprogramm, jetzt die Grünen 

– aufgeschreckt vom Brexit und verunsichert durch die AfD. 

Damit überlassen sie der AfD das Feld, die mit der direkten 

Demokratie nicht den Parlamentarismus stärken, sondern 

ihn angreifen will. Besser wäre, sich ernsthaft mit unserem 

Demokratiesystem, der Krise der Repräsentation, dem Ver-

trauensverlust in die demokratischen Institutionen zu befas-

sen und zu diskutieren, wie wir verfasst sein wollen – demo-

kratisch und überhaupt. 

Mit der Blockade der direkten Demokratie suggeriert die 

CDU und mit der Abkehr suggerieren SPD und Grüne, sie 

müssten ja nur regieren, dann würde alles schon irgendwie 

gut. Hier aber krähen die Hähne zu laut auf dem Mist, zumal 

wenn darunter ungelöste Probleme verborgen sind.

Wo stehen wir also mit der Forderung nach dem bundes-

weiten Volksentscheid? 

Die Expertenkommission, die der Koalitionsvertrag vorsieht, 

sollte unter anderem diese Frage beantworten: „Wir werden 

eine Expertenkommission einsetzen, die Vorschläge erarbei-

ten soll, ob und in welcher Form unsere bewährte parlamen-

tarisch-repräsentative Demokratie durch weitere Elemente 

der Bürgerbeteiligung und direkter Demokratie ergänzt wer-

den kann.“ – Da waren wir 2018 guter Hoffnung. Noch im No-

vember des vergangenen Jahres hat Thorsten Frei, stellver-

tretender Vorsitzender der CDU-Bundestagsfraktion auf 

einem Podium verkündet: „Die Kommission kommt.“ Aber 

das stimmt nicht, sie kommt eben nicht. 

Wir wollten der Kommission mit unserem Bürgerrat De-

mokratie entgegenkommen. Unseren Teil haben wir beige-

tragen, die 22 Empfehlungen für einen Ausbau der Demokra-

tie liegen bei den Fraktionen. Wir werden jetzt einmal 

nachfragen, was daraus geworden ist und was sie so vorha-

ben, um die Empfehlungen, die ja immerhin repräsentativ 

sind für die Bevölkerung, Wirklichkeit werden zu lassen. Ja, 

ein Unterausschuss Ehrenamt diskutiert die Vorschläge und 

August vorgestellten Entwurf für das Grundsatzprogramm 

gelöscht. Was soll das? 

Bewegt sich die „Bewegungspartei“ weg von der Bevölke-

rung?

Die Grünen hatten sich bisher als „Bewegungspartei“ ver-

standen, als Sprachrohr der Zivilgesellschaft. Das gilt dann 

nicht mehr, wenn diese Zivilgesellschaft nach einem Instru-

ment verlangt, sich durchsetzen zu können? Da soll sie dann 
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berichteten wir vier Initiatorinnen und Initiatoren sowie Trä-

gerinnen und Träger Gregor Hackmack, Olaf Seeling, Daniel 

Schily und Brigitte Krenkers von der zugrunde liegenden 

Idee, von dem Plan, die Bürgerinnen und Bürger durch bun-

desweite Volksabstimmungen ins aktuelle politische Gesche-

hen mit einzubeziehen und die Demokratie endlich so zu le-

ben und zu erfahren, wie ihr Grundgedanke es uns verheißt. 

Es ist an der Zeit, den Bürgerinnen und Bürgern überall in 

Deutschland die Fähigkeit zuzugestehen, sich zu Sachfragen 

zu informieren und eine selbstbestimmte Entscheidung bei 

einer verbindlichen Abstimmung zu treffen, so der Tenor der 

Auftaktreden.

Die Verteilung der Abstimmungsunterlagen – stabsmä-

ßig organisiert

Die Verteilung der Abstimmungsunterlagen in der schleswig-

holsteinischen Kleinstadt Wedel und im großstädtischen 

Hamburg-Ottensen an insgesamt 38.000 Haushalte wurde 

von einem Verteilerteam bewältigt, bestehend aus vielen 

freiwilligen Helfenden. Mit kleinen ziehbaren Wagen der Mar-

ke „Hackenporsche“, die bis an den Rand gefüllt waren mit 

den Unterlagen, zogen sie durch die Straßen der lokalen Ab-

stimmungsgebiete. Anders als die bundesweit Teilnehmen-

den, die sich aktiv ihre Unterlagen bestellt haben, bekamen 

alle Haushalte in Wedel und Ottensen je ein Exemplar in den 

Briefkasten geworfen. War das Interesse, an der Abstim-

mung teilzunehmen, größer als die Menge an Exemplaren, 

konnte nachbestellt werden. Um möglichst repräsentative 

Abstimmungsergebnisse zu erhalten, wurden zu Beginn der 

Kampagne mit Wedel eine eher ländliche Gemeinde und mit 

Hamburg-Ottensen ein Großstadtgebiet ausgewählt. Diese 

Über zwei Jahre haben wir auf dieses erste große Ziel hinge-

arbeitet und sind sehr zufrieden. Rund 50.000 Menschen ha-

ben an der Probeabstimmung am 20.09.2020 teilgenommen. 

Viele, viele Menschen haben gezeigt, dass bundesweite Volks-

abstimmungen auch zu komplexen Sachthemen keine Utopie 

bleiben müssen. Dass dieser Testlauf ehrenamtlich und mit 

vielen, vielen kleinen Spenden verwirklicht werden konnte – 

das ist gelebte Demokratie und für alle Beteiligten das schöns-

te Geschenk im Projekt!

Damit ist das nächste Ziel klargeworden: Im kommenden 

Jahr wollen wir mindestens eine Million Menschen zur Haupt-

abstimmung bringen. Die Erfahrungswerte aus der Probeab-

stimmung bestätigen: Das ist schaffbar und möglich!

Kampagnenzeit

Müde und zufrieden. So könnte die Gemütslage nach der Aus-

zählung am Sonntag, den 20.09.2020, beschrieben werden. 

Soviel wurde geschafft seit Beginn der Auftaktveranstaltung 

am 20.08. in Hamburg-Ottensen. Siegfried Chevalier, einer 

der Organisatoren: „Wir sind über den Erfolg überglücklich.“ 

Aber alles der Reihe nach.

Die Auftaktveranstaltung bei schönstem Sonnenschein

Gegen Mittag des 20. August ist bereits vielen Passantinnen  

und Passanten in der Fußgängerzone am Bahnhof Altona der 

große, weiße Omnibus aufgefallen. Spätestens als die zwei 

Stelzenläuferinnen in leuchtend bunten Gewändern auf 1,5 

Meter hohen Stelzen zu Musik tanzen, bleiben die allermeis-

ten Menschen stehen, um sich das Spektakel genauer anzuse-

hen. Eine wunderbare Gelegenheit, um Abstimmung21 öffent-

lich vorzustellen. Den Umstehenden, darunter auch Presse, 

Abstimmung 21: 
Ein großer Meilenstein 

ist geschafft!

Text Daniel Schily und Olaf Seeling
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Olaf Seeling

Mitglied bei Mehr Demokratie und 

Mitinitiator von Abstimmung 21.

Daniel Schily

Mitgründer von Mehr Demokratie 

und Vorstandsmitglied bei 

Democracy International.

Beste, die ich in meiner gesamten Arbeit für die Demokratie 

erlebt habe.”

Phase 2

Mit den Abstimmungsergebnissen der Probeabstimmung ist 

der erste Meilenstein geschafft. Der Versuch, eine bundes-

weite Volksabstimmung zu simulieren, wurde sowohl bundes-

weit als auch lokal gut von den Menschen angenommen. Es ist 

bereits jetzt ein voller Erfolg und gibt uns die Motivation für 

die Hauptabstimmung 2021.

Die Durchführung der Probeabstimmung war sehr lehr-

reich. Wir haben auch schon viel Feedback von Abstimmen-

den bekommen. Olaf Seeling von Mehr Demokratie: „Nun 

wissen wir, was wir für die Hauptabstimmung verbessern 

können, an welchen Rädchen wir drehen müssen.

Da das bundesweite Ergebnis noch nicht ausgewertet ist, 

wird der Termin (01.10.2020), an dem ein Portal für die The-

menfindung zur Hauptabstimmung 2021 eröffnet werden 

soll, nach hinten verschoben. Im Herbst treffen sich die vier 

Träger (Mehr Demokratie, der Omnibus, Change.org und De-

mocracy International), um das weitere Vorgehen abzustim-

men. Eines ist klar: Wir wollen groß werden. Unser Ziel ist es, 

dass mindestens eine Million Menschen an der Hauptabstim-

mung 2021 teilnehmen. Wenn Sie uns dabei bei Ihnen vor Ort 

unterstützen möchten, können Sie sich schon jetzt melden: 

aktive@abstimmung21.de /

Gebiete haben nicht nur einen unterschiedlichen politischen 

Alltag, sondern auch unterschiedliche Erfahrungen mit 

Volksabstimmungen auf lokaler Ebene.

Der Omnibus, ein Anker in Coronazeiten

Einer der vier Träger von Abstimmung21, der Omnibus für di-

rekte Demokratie, macht regelmäßig Touren durch ganz 

Deutschland, um überall mit den Menschen ins Gespräch zu 

kommen. Ein Glück für die Kampagne, dass zwei der Omni-

busse für zwei bzw. vier Wochen in Wedel und Ottensen stan-

den und das Projekt mit ihren Stärken tagtäglich trotz Corona 

unterstützten: informieren, erklären, erläutern, diskutieren. 

In diesen beiden Abstimmungsbezirken bildete der Omnibus 

in einer wichtigen Phase vor der Probeabstimmung den zent-

ralen Anlaufpunkt für alle Interessierten, Kritischen und Be-

geisterten. In eine Urne am Bus konnten die ausgefüllten Un-

terlagen eingeworfen werden.

Noch etwas Geduld – die bundesweiten Ergebnisse

Von 8 Uhr früh bis 20:30 abends zählten am Abstimmungstag 

viele Helfende Tausende von Stimmzetteln aus. In jedem der 

50.000 blauen Abstimmungsbriefe aus ganz Deutschland 

steckten Antworten auf acht unterschiedliche Sachthemen, 

dazu noch Eidesstattliche Erklärungen, um Fälschungen mög-

lichst zu verhindern. Selbst durch ein hervorragend organi-

siertes Auszählsystem war diese Herausforderung nicht an 

einem einzigen Tag zu meistern. Von Wedel und Ottensen gab 

es abends schon verlässliche Endergebnisse. Die bundeswei-

ten Zahlen, die von Ehrenamtlichen ebenfalls händisch ermit-

telt werden mussten, standen trotz vieler freiwilliger Arbeits-

stunden auch vier Tage nach dem Abstimmungstag noch 

nicht abschließend fest. Corona-bedingte Hygiene- und Ab-

standsregeln machten den Ablauf nicht eben einfacher. Aber 

alles klappte wunderbar, sogar mit dem Masken tragen, Ab-

stand halten, Fenster öffnen, feste Gruppen bilden, Tische 

und Materialien desinfizieren.

In den Abstimmungsunterlagen waren oft kleine Überra-

schungen zu finden. Es wurde konstruktive Kritik geäußert, 

sich bedankt und Geld und Briefmarken gespendet. All diese 

Kleinigkeiten haben immer wieder aufs Neue angespornt, 

motiviert und dem Team ein Lächeln oder Schmunzeln auf 

die Lippen gezaubert. Danke dafür!

Ein dickes Lob

Bruno Kaufmann, Co-Präsident des Global Forum on Modern 

Direct Democracy, ist als helfende Hand bei der Auszählung 

dabei. Er sagt: „Als schweiz-schwedischer Staatsbürger freut 

es mich sehr, dass mit ABSTIMMUNG21 direkte Demokratie in 

Deutschland endlich auf Bundesebene ausprobiert wird. Für 

mich ist es ein selbstverständliches Recht, bei Volksabstim-

mungen mitentscheiden zu können. Diese Initiative ist die 

ANMELDEN FÜR DIE HAUPTABSTIMMUNG! 

Auch wenn die Top-Abstimmungsthemen noch 

nicht stehen, der Teilnehmer-Zähler für die 

Hauptabstimmung 2021 auf unserer Homepage 

dreht sich schon wieder. Wer also jetzt schon 

weiß, dass er an der Hauptabstimmung teilneh-

men will, kann sich dafür auf unserer Website 

anmelden: www.abstimmung21.de
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Der Bundestag hat ein Problem. Vergli-

chen mit der Gesamtbevölkerung sitzen 

im Parlament nicht nur zu wenige Frau-

en und zu wenig Migrant:innen, sondern 

auch zu wenig Landbewohner:innen 

und zu wenige Menschen mit Haupt-

schulabschluss. Das ergab vor einiger 

Zeit eine Abgeordnetenbefragung der 

Süddeutschen Zeitung.

Von 709 Abgeordneten waren nur 

209 Frauen. Nur 21 der 709 Abgeordne-

ten waren zwischen 21 und 29 Jahren alt. 

Würde der Anteil der Jüngeren im Bun-

destag der Bevölkerung entsprechen, 

müssten es 63 Parlamentarier:innen 

mehr sein. Ähnliches gilt für den Anteil 

von Menschen mit Migrationshinter-

grund. Lehrer:innen und Jurist:innen 

sind die dominierenden Berufe, Hand-

werkerinnen und Handwerker oder Men-

schen aus der Landwirtschaft finden 

sich selten. Akademikerinnen und Aka-

demiker beherrschen das Geschehen.

Parlamente wie der Bundestag re-

präsentieren die Bevölkerung zwar gut 

bzgl. ihrer politischen Ausrichtungen, 

aber nur sehr schlecht, wenn es um eine 

Abbildung der soziodemografischen 

Merkmale der Bevölkerung geht. Viele 

Menschen sehen sich dort mit ihren 

Gruppenzugehörigkeiten nicht reprä-

sentiert. Untersuchungen zeigen aber, 

dass jemand aus der eigenen Gruppe als 

vertrauenswürdiger angesehen wird. 

Die Vertrauenskrise der Politik ist also 

auch eine Repräsentationskrise.

Wie lässt sich dagegen angehen? In 

jüngster Zeit werden an immer mehr 

Orten Bürgerräte in politische Ent-

scheidungen miteinbezogen. Bürgerrä-

Mit dem Zufall 
Demokratie gestalten

Text Thorsten Sterk
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Bundestagspräsident Schäuble wird of-

fiziell die Schirmherrschaft über diesen 

Bürgerrat übernehmen. Die Ergebnisse 

sollen in die Entscheidungsfindung des 

Bundestages bei außenpolitischen Fra-

gen einfließen.

Neben Bundestagspräsident 

Schäuble hatten aber auch eine Reihe 

von Bürgerrat-Teilnehmer:innen selbst 

bei ihren lokalen Bundestagsabgeord-

neten für die Umsetzung dieser und an-

derer Bürgerrat-Empfehlungen gewor-

ben. Sie besuchten die Abgeordneten 

dazu in ihren Wahlkreis-Büros und be-

raumten teilweise auch Pressegesprä-

che an, um die Öffentlichkeit über ihre 

Arbeit zu informieren.

Hiermit zeigt sich ein weiterer posi-

tiver Effekt von Bürgerräten. Sie er-

möglichen den Teilnehmenden die Er-

fahrung politischer Selbstwirksamkeit. 

Zuvor meist politisch passive Menschen 

erleben sich als kompetent und entwi-

ckeln politisches Selbstvertrauen für 

und Nexus organisierten Losversamm-

lung entstanden Vorschläge wie die 

Einführung bundesweiter Volksent-

scheide, die Einrichtung einer Stabs-

stelle für Bürgerbeteiligung und direk-

te Demokratie und die Schaffung eines 

Lobbyregisters. Angetan von den eige-

nen Erfahrungen vor Ort forderten die 

Losbürgerinnen und Losbürger aber 

auch die Institutionalisierung von Bür-

gerräten auf Bundesebene.

Bundestagspräsident Wolfgang 

Schäuble unterstützte die Bürgerrat-

Teilnehmenden hierbei. „Der Bürgerrat 

(…) ist ein wirklich wichtiger Ansatz und 

deswegen empfehle ich sehr, dass wir 

im Bundestag uns damit beschäftigen 

und auch versuchen, das umzusetzen“, 

sagte er bei der Entgegennahme der 

Empfehlungen des Bürgerrates im No-

vember. Ergebnis ist, dass der Ältesten-

rat des Bundestages sich im Juni für ei-

nen Bürgerrat ausgesprochen hat. Das 

Thema: Deutschlands Rolle in der Welt. 

Tagesordnung stehende Thema. Dabei 

befassen sie sich mit Lösungsvorschlä-

gen und den Pro- und Kontra-Argumen-

ten dazu. Am Ende entsteht eine Liste 

von Handlungsempfehlungen, die in ei-

nem Bürgergutachten zusammenge-

fasst der Politik übergeben werden. 

Dabei entstehen den Teilnehmenden 

keine Kosten. Um die Betreuung von 

Kindern oder die Pflege von Angehöri-

gen wird sich gekümmert. Die Tagungs-

orte sind barrierefrei.

Bekannt geworden sind hier insbe-

sondere die Citizens’ Assemblies in Ir-

land zu Themen wie Abtreibung und Ehe 

für Alle. Angesichts der Klimakrise wer-

den Bürgerräte aber auch bei diesem 

Thema zunehmend zur Erarbeitung von 

Lösungsvorschlägen eingesetzt. Gerade 

erst hat ein Klima-Bürgerrat in Frank-

reich 149 Empfehlungen zur zukünfti-

gen Klimapolitik des Landes formuliert. 

Präsident Emmanuel Macron und die 

Regierung wollen die meisten dieser 

Vorschläge umsetzen.

Während ein Bürgerräten ähnliches 

Verfahren bereits seit den 70er Jahren 

mit den an der Universität Wuppertal 

entwickelten Planungszellen meist lo-

kal immer wieder praktiziert wurde, 

fand die erste bundesweite Anwendung 

dieses Verfahrens erst vor kurzem 

statt. Im September 2019 hatten sich 

160 zufällig ausgeloste Menschen aus 

ganz Deutschland in Leipzig getroffen, 

um Ideen zur Verbesserung der Demo-

kratie in Deutschland zu entwickeln. 

Bei der von Mehr Demokratie und 

Schöpflin Stiftung in Zusammenarbeit 

mit den Beteiligungsunternehmen IFOK 

ein dauerhaftes Engagement. Selbst-

wirksamkeit zu erfahren ist nicht zu-

letzt auch ein guter Schutz gegen Po-

pulismus und Extremismus.

Zufällig geloste Bürgerräte haben 

verglichen mit gewählten Parlamenten 

weitere Vorteile. Während Abgeordne-

te meist an eine politische Partei und 

deren inhaltliche Programmatik gebun-

den sind, sind Bürgerrat-Teilnehmende 

nicht in Parteikonkurrenz und Frakti-

onsdisziplin verfangen. Sie sind keiner 

Wählendengruppe verpflichtet und kei-

nen Lobbyeinflüssen ausgesetzt. Viel-

mehr diskutieren Sie als Gleiche unter 

Gleichen auf Augenhöhe in einem 

machtfreien Raum. Es geht darum, ein-

ander zuzuhören, voneinander zu ler-

nen und gemeinwohlorientiert gemein-

sam Ergebnisse zu erzielen.

Mit dem kommenden Bürgerrat zu 

Deutschlands Rolle in der Welt geht es 

für Bundestagspräsident Schäuble „ne-

ben der Bearbeitung des genannten 

Themas vornehmlich auch darum, zu 

erforschen, ob ein solches neues Inst-

rumentarium zur Unterstützung der 

parlamentarischen Arbeit taugt, und 

ein für die Bedingungen Deutschlands 

auf Bundesebene geeignetes Format 

zu entwickeln.“ Auf die weitere Ent-

wicklung darf man also gespannt sein. /

Das Besondere an Bürgerräten:  

Die Mitglieder sind nach Alter,  

Geschlecht, Wohnort, Gemeinde

größe, Bildung und Migrationshinter-

grund ein Abbild der Bevölkerung. 

Dort sitzen Rentnerinnen und 

Rentner neben Schülerinnen und 

Schülern, Managerinnen und Mana-

ger neben Handwerkerinnen und 

Handwerkern und Landmenschen 

neben Stadtbewohnenden.

te sind zufällig geloste Versammlungen 

von Menschen, die sich in einem be-

grenzten Zeitraum mit Ideen zur Lö-

sung politischer Probleme befassen. 

Das Besondere daran: Die Mitglieder 

sind nach Alter, Geschlecht, Wohnort, 

Gemeindegröße, Bildung und Migrati-

onshintergrund ein Abbild der Bevölke-

rung. Dort sitzen Rentnerinnen und 

Rentner neben Schülerinnen und Schü-

lern, Managerinnen und Manager ne-

ben Handwerkerinnen und Handwer-

kern und Landmenschen neben 

Stadtbewohnenden. Die Teilnehmen-

den dieser Bürgerräte werden zusam-

mengestellt aus Bewerbungen, die 

Menschen eingereicht haben, die zuvor 

zufällig aus der Gesamtbevölkerung 

ausgelost und zur Teilnahme am Bür-

gerrat eingeladen wurden.

Mit der Hilfe von Expertinnen und 

Experten und unter professioneller Mo-

deration informieren sich die Bürger-

rat-Teilnehmenden über das auf der 

Thorsten Sterk

Campaigner beim Bürgerrat 

Demokratie.
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Der Klima-Bürgerrat will den Bau neuer Flughäfen und den 

Ausbau bestehender Flughäfen ebenso verbieten wie Inlands-

flüge, wenn es hierzu Alternativen gibt. Auf Kerosin soll eine 

Steuer erhoben werden.

Gebäudesanierung und Landschaftsschutz

Im Bereich Wohnen sollen alle Gebäude bis 2040 energetisch 

saniert werden. Die Versiegelung von Böden und die Zersie-

delung von Landschaften soll eingedämmt werden. Unterneh-

men sollen CO2-Bilanzen erstellen müssen. Die Reparatur von 

in Frankreich verkauften und hergestellten Produkten soll 

ebenso obligatorisch werden wie das Recycling aller Kunst-

stoffgegenstände ab 2023.

Die Convention Citoyenne empfiehlt die Neuverhandlung 

des Handelsabkommens CETA. Für Handelsabkommen sollen 

als Maßstäbe in Zukunft gelten, dass das Vorsorgeprinzip 

und das Pariser Klimaabkommen eingehalten werden. Die 

Nichteinhaltung soll mit Sanktionen bestraft werden können.

Regulierung von Werbung

Um den „Überkonsum“ zu bekämpfen, sollen Werbetafeln in 

öffentlichen Räumen und die Werbung für Produkte mit ei-

nem hohen CO2-Fußabdruck – wie etwa große SUVs – verbo-

ten werden. Weitere Empfehlungen sind hohe Steuern auf 

stark verarbeitete Lebensmittel, ein Verbot von genmanipu-

liertem Saatgut, eine höhere Besteuerung von Stickstoffdün-

Auf ihrer letzten Sitzung vom 19. – 21. Juni haben die Mitglie-

der des französischen Klima-Bürgerrates „Convention Citoy-

enne pour le Climat“ 149 Empfehlungen beschlossen. Sie 

beinhalten in einem 500seitigen Bürgergutachten weitrei-

chende Vorschläge für Wirtschaft, Verkehr, Wohnen, Handel 

und Ernährung. Mit den vorgeschlagenen Maßnahmen soll 

der CO2-Ausstoß des Landes bis 2030 um 40 Prozent redu-

ziert werden.

Besonders umstritten war der Vorschlag zur Herabset-

zung des Tempolimits auf Autobahnen von 130 auf 110 km/h. 

Hier war die Zustimmung von 60 Prozent für diesen Vorschlag 

im Vergleich zu den anderen Empfehlungen sehr knapp.

Für nachhaltige Mobilität

Mehrere andere Maßnahmen sollen die private Nutzung von 

Autos verringern. Hierzu gehört die Förderung nachhaltiger 

Mobilität. Der Bürgerrat regt außerdem ein ökologisches Bo-

nus-Malus-System für Autos an. Weiterhin sollen Beihilfen für 

ein langfristiges Leasing und zinslose Darlehen für den Kauf 

sauberer Fahrzeuge ausgebaut werden. Ab 2025 soll der Ver-

kauf von Neufahrzeugen mit hohen Emissionen verboten und 

die umweltschädlichsten Fahrzeuge aus den Stadtzentren 

verbannt werden. Generell soll möglichst viel Verkehr von der 

Straße auf Schiene und Wasser verlegt werden. Auf allen Ebe-

nen sollen zufällig geloste Bürgerräte Einfluss auf Verkehrs-

planungen nehmen.

Losbürger empfehlen 
Klimaschutz

Text Thorsten Sterk
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‚Papa, du warst es, der dem Planeten geschadet hat’, wusste 

ich nicht, was ich ihr antworten sollte. Und dann kam die Con-

vention Citoyenne“, sagte Teilnehmer Mathieu.

„Weitere Bürgerräte durchführen“

Die Organisatoren des Klima-Bürgerrates zeigten sich zufrie-

den. „Sie haben eine Premiere in einem politischen System 

erreicht, das als das Gegenteil von dem aufgebaut ist, was 

Sie getan haben. Partizipative Demokratie ist in unserem 

Land keine Normalität“, sagte Laurence Tubiana, Co-Vorsit-

zende des Leitungsausschusses der Convention Citoyenne, 

zum Abschluss der Beratungen des Bürgerrates. Patrick Ber-

nasconi, Präsident des Wirtschafts-, Sozial- und Umweltrates 

CESE, regte an, weitere Bürgerräte zu anderen Themen 

durchzuführen.

Präsident Emmanuel Macron hat am 29. Juni bis auf drei 

empfohlene Maßnahmen allen Empfehlungen des Klima-Bür-

gerrates zugestimmt und sich zu deren Umsetzung verpflich-

tet. Einige Vorschläge, die in den Verordnungsbereich fallen, 

wurden an den Rat für Umweltschutz weitergeleitet. Andere 

Vorschläge werden in das Corona-Konjunkturprogramm auf-

genommen, das dem Parlament am Ende des Sommers vor-

gelegt wird. Die meisten Vorschläge werden im September 

Gegenstand eines eigenen „Multi-Maßnahmen“-Gesetzes 

sein. Über den Vorschlag zur Ergänzung der Verfassung in 

Hinblick auf Ökozid-Verbrechen soll es ein Referendum ge-

ben. Außerdem wurden zusätzliche Hilfen in Höhe von 15 Mil-

liarden Euro und die Einrichtung eines Fonds für die ökologi-

sche Umwandlung der französischen Wirtschaft angekündigt.

Drei Empfehlungen abgelehnt

Drei Empfehlungen des Klima-Bürgerrates wurden von Präsi-

dent Macron nicht angenommen. Dabei geht es um den Vor-

schlag der Erhebung einer Steuer von vier Prozent auf Divi-

denden. Macron sieht hier die Gefahr, dass Investitionen 

hierdurch gebremst werden. Eine Entscheidung über die Ver-

ringerung des Tempolimits auf Autobahnen von 130 auf 110 

Stundenkilometer wurde vertagt. Außerdem sieht der Präsi-

dent keine Möglichkeit zur Neufassung der Präambel der Ver-

fassung, da der Klimaschutz nicht über die bürgerlichen Frei-

heiten gestellt werden könne.

Am 14. Juli hatte Präsident Emmanuel Macron angekün-

digt, den Bahnsektor „umfassend sanieren“ und „ein großes 

Programm zur energetischen Sanierung“, zunächst für 

Schulen und Senioreneinrichtungen initiieren zu wollen.

Erste Umsetzungsmaßnahmen

Am 27. Juli hatte Umweltministerin Barbara Pompili erste 

Maßnahmen zur Umsetzung der Empfehlungen des Klima-

Bürgerrates vorgestellt. Der Kampf gegen die Wärmever-

schwendung und die Schaffung von zwei regionalen Na-

turschutzgebieten gehören zu den ersten konkreten 

gern und eine Halbierung des Einsatzes von Pestiziden bis 

2030 sowie ein Verbot der gefährlichsten Pestizide bis 2035.

Die Liste umfasst auch ein Verbot beheizter Terrassen, 

der Beleuchtung von Geschäften bei Nacht und eine Steuer 

auf Unternehmensdividenden zur Finanzierung des industri-

ellen Wandels.

„Ökozid“ als Verbrechen

Der Bürgerrat fordert auch, den „Ökozid“ als Verbrechen in 

das französische Strafrecht einzufügen. Darunter wird u.a 

die Zerstörung der Umwelt durch massive Umweltver-

schmutzung und die Ausrottung eines Volkes in Folge der 

ökologischen Zerstörung seiner natürlichen Lebensgrundla-

gen verstanden. Die Zerstörung oder gar der Verlust eines 

Ökosystems und die daraus resultierende Folgen für seine 

Bewohner sind bisher rechtlich nicht als Verbrechen gegen 

die Umwelt angreifbar.

Die Convention Citoyenne empfiehlt auch, den Erhalt der 

biologischen Vielfalt, der Umwelt und des Kampfes gegen 

den Klimawandel als Staatsziel in die Verfassung aufzuneh-

men. Die Präambel soll um die Formulierung ergänzt wer-

den, dass die Anwendung der in der Verfassung verankerten 

Rechte, Freiheiten und Prinzipien den Erhalt der Umwelt 

nicht gefährden dürfen.

Drei Referenden

Über die Ökozid-Frage sowie die Verfassungsänderungen 

sollen alle Franzosen in einem Referendum abstimmen. Zu 

einer Reihe von anderen Fragen lehnten die Mitglieder des 

Bürgerrates Referenden jedoch ab. Ein Grund hierfür war 

die Befürchtung, die einzelnen Themen der Be-

völkerung nicht vermitteln zu können. Ein an-

derer Skepsis gegenüber der direkten Demo-

kratie an sich.

Präsident Emmanuel Macron hatte den 

Klima-Bürgerrat nach Protesten u.a. gegen 

die von ihm geplante CO2-Steuer einberufen. 

Die 150 Teilnehmer:innen waren zufällig aus 

allen Regionen Frankreichs ausgelost wor-

den. Dabei wurde darauf geachtet, dass die 

Mitglieder hinsichtlich Alter, Geschlecht, 

Wohnort, Bildung und Migrationshinter-

grund ein Abbild der Gesamtbevölkerung 

darstellen. Seit Oktober 2019 hatten die 

Ausgelosten an sieben Wochenenden 

getagt. Bei ihren Beratungen wurden 

die Bürgerrat-Mitglieder von Exper-

tinnen und Experten unterstützt. 

Alle Teilnehmer:innen waren 

für die Erfahrung dankbar. 

„Als meine Tochter mir di-

rekt in die Augen sagte 
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toux und in der Meeresbucht der Somme-Picardie“ und „ein 

nationales Naturschutzgebiet, den Wald von Robertsau, im 

Elsass“ schaffen und dabei bereits in Vorbereitung befindli-

che Projekte umsetzen.

Kampf gegen Bodenversiegelung

Die 150 Mitglieder des Bürgerrates hatten ein Moratorium für 

neue Gewerbegebiete am Stadtrand, die Ackerland gefähr-

den, gefordert. Diese Bitte „wurde vom Präsidenten und vom 

Premierminister aufgegriffen“, erklärte Barbara Pompili. 

Noch vor der Sommerpause wurde ein Rundschreiben an die 

Präfekten verschickt, in dem sie aufgefordert wurden, die Fra-

ge der Bodenversiegelung in den Genehmigungsakten genau-

estens zu überwachen. Bei allen neuen Projekten, die land-

wirtschaftliche Flächen oder Naturgebiete zerstören könnten, 

müssen sie die Angelegenheit an die nationale Kommission 

für Wirtschaftsentwicklung verweisen. /

Maßnahmen, die sich aus der Klima-Bürgerversammlung er-

geben. Die Regierung will dies per Verordnung umsetzen, 

kündigte die Ministerin an. Beheizte Terrassen werden ab 

dem Frühjahr 2021 auch für Bars und Restaurants verboten.

In Bezug auf die energetische Sanierung von Gebäuden, 

die 20 Prozent der Treibhausgase verursachen, wird die Re-

gierung per Verordnung „ab dem 1. Januar 2023 den Ener-

giebedarf als eines der Kriterien für menschenwürdiges Woh-

nen einführen“, sagte Umweltministerin Barbara Pompili.

Gegen „Wärmesiebe“

„Dies ermöglicht es den Menschen, die in diesen Wärmesieb-

Wohnungen, die mehr als 500 kW/h pro Quadratmeter und 

Jahr verbrauchen – wohnen, vom Eigentümer eine Sanierung 

zu verlangen.“ Folgt ein Eigentümer dem nicht, kann ein Ge-

richt ihm verbietet, eine Miete zu verlangen, oder sogar die 

Vermietung einer solchen Wohnung verbieten. Dieses Projekt 

wird derzeit einer öffentlichen Konsultation unterzogen.

Die Installation von Öl- und Kohlekesseln in neuen Wohnun-

gen wird verboten, und „wir werden ab Januar 2022 auch ver-

langen, dass Öl- oder Kohlekessel, die außer Betrieb sind, durch 

einen besseren Kessel ersetzt werden“, so die Ministerin.

Verbot von Heizpilzen

„Wir werden das Heizen im Freien auf öffentlichen Plätzen 

und Terrassen verbieten“, wie es bereits in Rennes der Fall ist, 

und „die Schließung der Türen aller beheizten oder klimati-

sierten Gebäude erzwingen, die der Öffentlichkeit zugänglich 

sind“. Diese Maßnahmen werden jedoch nicht vor dem Früh-

jahr 2021 umgesetzt werden, sagt Barbara Pompili und be-

gründet diese Verzögerung mit der Corona-Krise.

Frankreich hat sich verpflichtet, 30 Prozent seiner Land-

oberfläche zu schützen. Um dies zu erreichen, wird die Re-

gierung „zwei regionale Naturschutzgebiete, am Mont Ven-

Thorsten Sterk

Campaigner beim Bürgerrat 

Demokratie.

Fo
to

: G
h

is
la

in
 M

ar
ie

tt
e 

/ 
P

ré
si

d
en

ce
 d

e 
la

 R
ép

u
b

liq
u

e 
| 

Fl
ic

kr

Die 149 Empfehlungen des 

französischen Klimabürgerrates 

sind nachzulesen unter:

www.buergerrat.de/aktuelles/

klima-buergerrat-beschliesst-

empfehlungen/empfehlungen-

des-franzoesischen-klima-buer-

gerrates
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Spenden und Zustiftungen + 137.076,00 €  

Zinsertrag, erzielter Zinssatz in der  

Dachstiftung 2,45 %

+ 8.898,87 €  
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Zustiftung für LV NRW
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Demokratie zu bewahren und zeitgemäß 

weiter zu entwickeln, ist eine Dauerauf-

gabe. Was liegt also näher, als die Arbeit 

von Mehr Demokratie mit einer Stiftung 

langfristig zu sichern? Das dachten sich 

auch die vier Menschen, die 2015 den 

Mehr Demokratie Stiftungsfonds – unter 

dem Dach der GLS Treuhand – gegrün-

det haben. Mittlerweile sind 463.062,80 

Euro in den Stiftungsfonds geflossen. 

Dafür danken wir allen Spenderinnen 

und Spendern ganz herzlich. 

In diesem Monat feiert der Stiftungs-

fonds seinen 5. Geburtstag. Wie wäre 

es, wenn wir in diesem Jahr die 

500.000,- Euro Marke überspringen 

würden? Wir freuen uns sehr, wenn Sie 

mit einer Geburtstagsspende helfen, 

das Ziel zu erreichen.

Katrin Tober

leitet den Bereich 

Fundraising von 

Mehr Demokratie.

Stiften für die 
Demokratie 

Text Katrin Tober

5 Jahre 
Stiftungsfonds
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Der Politologe Philip Manow von der 

Universität Bremen beschäftigt sich in 

seinem neuesten Buch „(Ent-)Demokra-

tisierung der Demokratie“ mit den Kri-

senerscheinungen westlicher Demokra-

tien. Sein zeitdiagnostischer Essay fügt 

sich in eine im deutschsprachigen Raum 

laufende Debatte ein, die sich mit Kri-

sen und Perspektiven der Demokratie 

vor dem Hintergrund erstarkender po-

pulistischer Strömungen auseinander-

setzt.

Manow präsentiert gleich zu Be-

ginn seine zentralen Thesen, die sich in 

einer „widersprüchlichen Gleichzeitig-

keit“ gegenüberstehen:

1) Die Demokratie ist „demokrati-

scher“ geworden,

2) Der grundsätzliche Konflikt un-

serer Zeit ist eine Folge des Erfolgs der 

Demokratie, denn die politische Ausei-

nandersetzung um „demokratisch“ 

oder „undemokratisch“ findet, anders 

als zum Beispiel im Kalten Krieg, inner-

halb von politischen Systemen statt 

und destabilisiert diese.

In seiner ersten These legt Manow 

dar, dass wir keine allgemeine Demo-

Die Krise als 
Normalzustand?

Rezension zu „(Ent-)Demokratisierung der  

Demokratie“ von Philip Manow.

Text Christian König

Philip Manow, (Ent-)Demokratisie-

rung der Demokratie, Suhrkamp, 

ISBN: 978-3-518-12753-7 

 16,00€

Letztlich münde dies in einer lähmen-

den Paradoxie: „Von den Gegnern der 

Demokratie zu sprechen zerstört die 

Demokratie ebenso, wie von den Geg-

nern der Demokratie zu schweigen.“

Schließlich mahnt er die Absage an 

das Prinzip des Nationalstaats als wei-

teres Moment der Entdemokratisie-

rung an. Nationalstaaten garantieren 

die Einhegung von Konflikten und si-

chern die klare Zuschreibung von Teil-

habe und Verantwortung durch 

Staatsbürger:innen und Regierungen. 

Hingegen sei die demokratische Ge-

staltung supranationaler Verbünde 

oder einer möglichen universalisti-

schen Weltgesellschaft unklar.

Die Lektüre ist bei weitem kein Mut-

macher, vielmehr eine kritisch-nüch-

terne Bestandsaufnahme. Dennoch 

schreibt Manow, wie man es sich für 

einen guten Essay wünscht: in der Ana-

lyse kühl und klar, in seiner Kritik aber 

erfrischend und zuspitzend, teils auch 

ein wenig polemisch. Durch seine dia-

lektische Herangehensweise neigt man 

bereits beim Lesen zur Intervention 

und Gegenrede und wird zu gepflegten 

Streitgesprächen angeregt.

Ein Verdienst des Buches ist es, im 

allgemeinen Krisendiskurs auf die 

Bremse zu treten und die politikwis-

senschaftliche Fragen und Herange-

hensweisen wieder in den Fokus zu rü-

cken: Wie funktionieren einzelne 

Systeme? Welche Rolle spielt die Orga-

kratiekrise, sondern allen voran eine 

Krise der Repräsentation erleben. Es 

mag zunächst paradox klingen, doch 

diese Krise sei gerade das Ergebnis 

von Demokratisierung und Ausweitung 

der Mitbestimmung. Manow sieht hier 

eine ideengeschichtliche Wendung, 

nachdem Repräsentation in der mo-

dernen Demokratie vor allem dem Aus-

schluss des „gemeinen Pöbels“ galt 

und als Filter und Integrator der Mas-

sen wirkte.

Motor dieser Veränderung seien 

ein neuer Strukturwandel der Öffent-

lichkeit und die organisatorische Öff-

nung von Parteien hin zu mehr Mitbe-

stimmung, insbesondere bei der 

Kandidat:innenkür. Die Ausweitung 

von Verfahren und der Zugang der Vie-

len mache es Parteien und 

Repräsentant:innen immer schwerer 

Prozesse zu kontrollieren. Beispielhaft 

beschreibt Manow die Aufstiege der 

Vormänner drei ganz unterschiedli-

cher „Bewegungen“: Jeremy Corbyn, 

Emmanuel Macron und Donald Trump.

Im zweiten Teil widmet sich Manow 

der „Entdemokratisierung der Demo-

kratie“. Die Krise der Demokratie oder 

genauer: die Diskussion um ihre Ge-

fährdung, seien ein Dauerzustand. Die 

wenig überraschende, aber oft verges-

sene Erkenntnis lautet also: Debatten 

um den Verfall und das Ende von De-

mokratien seien so alt wie Demokrati-

en selbst. Die Sorge um ihren Zustand 

sei ein Ausdruck ihrer Lebendigkeit, 

die Krise der Normalzustand der De-

mokratie.

Gleichwohl sieht Manow in den neu-

en Gefährdungsdebatten bedenkliche 

Tendenzen. Die sachlichen politischen 

Konflikte zwischen streitenden Grup-

pen fänden nicht mehr als solche statt, 

sie werden als Glaubensdebatten über 

die Demokratie ausgetragen. Die Fol-

gen sind Überhöhungen und Verabso-

lutierung der eigenen Position. Akteu-

re seien nicht mehr bereit auf 

Augenhöhe als Gleiche zu streiten, sie 

sehen die Anderen als nicht demokra-

tisch. So gehe ein elementarer We-

sensgehalt der Demokratie verloren. Fo
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nisation von Parteien? Wie wirkt sich 

das Wahlrecht aus?

Allerdings neigt Manow in seiner 

Kritik der Krisendiskurse zu einer be-

denklichen Abstrahierung der 

Demokratiegefährder:innen von rechts 

außen. Die Le Pens und Höckes wirken 

in seinem Essay passiv und harmlos, 

auf Form und Funkion reduziert. Er re-

produziert die Zuschreibung der „wah-

ren Demokratiebewahrer“ unkritisch, 

ohne auf die faktische Politik des Aus-

schlusses und der Ausgrenzung oder 

die gewalttätige Rhetorik politischer 

Gruppierungen einzugehen.

Manow diagnostiziert eine Zeit des 

Umbruchs, in der „... das bisherige Re-

gime der Einhegung offenbar seine 

Wirkung [verliert, C.K.], ohne dass sich 

bereits die Konturen eines neuen ab-

zeichnen würden.“ Es erscheint daher 

für ihn nur folgerichtig, dass er jen-

seits eines „zurück zum Nationalstaat“ 

keine Lösungsvorschläge ins Gespräch 

bringt. Für den Autor durchaus be-

quem, für die Lesenden bedauerlich. 

Bürgerräte, Referenden, (kon-)födera-

ler Systemumbau werden als Instru-

mente in Halbsätzen erwähnt, nicht 

aber als Chance institutioneller Anpas-

sungen einer demokratisierten Demo-

kratie vorgestellt. In gewisser Weise 

beißt sich diese Vagheit mit seiner For-

derung, wieder mehr über Politik und 

weniger über Politisches zu reden.

„(Ent-)Demokratisierung der De-

mokratie“ behandelt viele Themen und 

Spannungsfelder, die sich auch bei 

Mehr Demokratie wiederfinden. Dass 

viele Fragen aufgeworfen, aber nicht 

beantwortet werden, stört wenig. Viel-

mehr bietet das Buch ein anregendes 

Diskussionsangebot. /

Christian König

Sachbearbeiter für Bürgerbeteili-

gung der Stadt Falkensee und 

Mitglied bei Mehr Demokratie 

Berlin/Brandenburg.
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gung, Wärme, Landwirtschaft und Boden-

nutzung, Verkehr und Industrie zusammen-

denkt. Es fehlte ein Überblick. Voilá, hier ist 

er: Das Handbuch Klimaschutz, verfasst von 

Karl-Martin Hentschel und einem sechs-

köpfigen Autorinnen- und Autoren-Team, 

bezieht mehr als 300 wissenschaftliche 

Studien und 200 weitere Texte mit ein und 

zeigt mögliche Wege und Maßnahmen für 

die einzelnen Bereiche auf. Neben vielen 

Grafiken sind auch Fragen enthalten, die 

politisch gelöst und mit den Bürger:innen 

diskutiert werden sollten.

Führende Wissenschaftler:innen haben 

das Handbuch bereits gegengelesen und 

kommen zum Ergebnis, dass es eine her-

vorragende Debattengrundlage ist. Zum 

Beispiel für Bürger- und Volksinitiativen oder geloste Bür-

gerräte zum Klimathema.

Eine eigene Webseite www.handbuch-klimaschutz.de 

gibt einen Überblick über das Buch und die Stimmen aus der 

Wissenschaft. Und natürlich kann man das Buch dort auch 

bestellen.

„Die Klimakrise ist kein Umwelt- sondern ein Gesell-

schaftsproblem“, sagt Maja Göpel, Generalsekretärin des 

Wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung globale 

Umweltveränderungen. „Wir brauchen einen Ruck!“ titelt die 

BILD online über einem Interview mit dem Autor Karl-Martin 

Hentschel. Irgendwo in der Spannbreite zwischen Bildzeitung, 

Bundesregierung, Klimaaktivist:innen und Menschen, die am 

liebsten alles beim Alten lassen wollen, wird sich die Debatte 

über das Klimathema bewegen. Es ist und bleibt spannend. /

Die Klimakrise kann nur politisch und nur 

mit den Bürgerinnen und Bürgern gelöst 

werden. Auf Grundlage dieser Überzeu-

gung geben Mehr Demokratie e.V. und Bür-

gerbegehren Klimaschutz das „Handbuch 

Klimaschutz“ heraus. Das Buch legt für 

Deutschland ein bisher einmaliges Gesamt-

konzept für alle Bereiche vor und richtet 

sich an Politik, Bevölkerung und zivilgesell-

schaftliche Organisationen. 

Denn am Klima-Thema kommt niemand 

vorbei, egal mit welcher politischen Einstel-

lung und mit welchem persönlichen Hinter-

grund – es ist im wahrsten Sinne des Wor-

tes eine der brennendsten Fragen unserer 

Zeit. Es genügt nicht, wenn wir als einzelne 

Menschen uns entsprechend verhalten, es 

müssen auch größere Weichen gestellt werden und das geht 

nur politisch. Doch wie schafft man das, ohne Teile der Bevöl-

kerung abzuhängen oder zu benachteiligen? Mit dieser Frage 

hat sich gerade unter anderem ein Klima-Bürgerrat in Frank-

reich befasst (Thorsten Sterk beschreibt das auf Seite 12).

Mit dem Pariser Klimaabkommen hat auch Deutschland 

offiziell sein Wort gegeben, die Erderwärmung auf „deutlich 

unter 2 Grad“ zu begrenzen. Der Bericht des Weltklimarates 

IPCC von 2018 kommt zum Ergebnis, dass eine Begrenzung 

des durchschnittlichen Temperaturanstiegs auf 1,5-Grad 

sinnvoll ist, um die vielen negativen   Folgen der globalen 

Erwärmung wie extreme Dürren, Stürme, das Verschwin-

den von Arten, die Unbewohnbarkeit von Teilen der Erde, zu 

begrenzen. Er besagt auch, dass das machbar ist, wenn wir 

schnell und konsequent handeln.

Aber was heißt das konkret für Deutschland? Wie kann 

das Land seinen Beitrag leisten? Welche Weichenstellungen 

sind nötig? Was heißt das für unseren Alltag? Und wie schnell 

geht es überhaupt?

Bisher gab es keine Gesamtschau zur Frage „Wie kann 

Deutschland das 1,5 Grad-Ziel schaffen?“, die Energieversor-

Handbuch Klimaschutz – 
 Damit wir wissen  
worüber wir reden

Text Anne Dänner

Anne Dänner
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tokraten wie Putin, Trump, Bolsonaro 

oder Erdogan zu Präsidenten gewählt 

– und genießen zum Teil sogar wach-

sende Zustimmung.

Gleichzeitig schauen immer mehr 

Menschen im globalen Süden nach Chi-

na. Viele haben den Eindruck, dass die 

westlichen Demokratien nur auf den 

eigenen Vorteil bedacht sind und ihnen 

wenig zu bieten haben. Dagegen er-

scheint China als ein erfolgreiches Ent-

Die Demokratie ist in die Defensive ge-

raten. Um das zu ändern, sollte die EU 

die Initiative für eine Assoziation der 

Demokratien ergreifen. Der Vorschlag 

knüpft an die Ideen des „Marshall-Plan 

für die Erde“ (Al Gore) und des „New 

Deal“ zwischen Afrika und Europa 

(Achille Mbembe) an. Die Assoziation 

könnte nach dem Vorbild der ursprüng-

lichen Europäischen Gemeinschaft ge-

bildet werden. Jedes Land kann Mit-

glied werden, das demokratische 

Standards einhält. Es muss sich wieder 

lohnen, demokratisch zu sein.

Demokratie in Gefahr

Wir stehen im 21. Jahrhundert vor ge-

waltigen Herausforderungen: Der Kli-

mawandel schreitet voran. Die Un-

gleichheit in der Welt wächst rapide 

– gerade auch in den Demokratien – und 

in den USA schneller als irgendwo sonst 

in der Welt. Damit verbunden sind dra-

matische Entwicklungen und Bürger-

kriege in Staaten wie Syrien, Irak, Liby-

en, Afghanistan, Somalia und dem 

Kongo. In-terventionen des Westens, 

insbesondere die der USA – haben im-

mer wieder zu desaströsen Ergebnissen 

geführt.

In dieser Situation gerät die Demo-

kratie in die Defensive. Eine aktuelle 

internationale Untersuchung stellt fest, 

dass in 60 von 137 untersuchten Staa-

ten in den letzten 10 Jahren die Demo-

kratie ausgehöhlt wurde. Immer wieder 

werden Autokraten und Möchtegernau-

Gemeinschaft der Demokratien

Ein Vorschlag für eine neue Außenpolitik der EU.

Text Karl-Martin Hentschel

Verfassung. Es fragt sich daher: Was 

könnte die EU zur Stärkung der Demo-

kratien tun?

Eine Assoziation für Demokratie und 

Entwicklung – Marshall-Plan für die 

Erde

Von Al Gore, US-Vizepräsident von Clin-

ton, stammt die Idee des Marshall-Plans 

für die Erde: Eine globale Initiative, die 

den armen Staaten Afrikas, Asiens und 

Lateinamerikas ein Angebot macht. Es 

ist eine faszinierende Idee, aber wie 

könnte sie realisiert werden? Einen Vor-

schlag dazu machte der wohl bedeu-

tendste afrikanische Historiker und Phi-

losoph Achille Mbembe: Er schlägt 

einen „New Deal für Demokratie und 

ökonomischen Fortschritt“ vor. Er sollte 

zwischen den afrikanischen Staaten 

und den europäischen Mächten ausge-

handelt werden, um die „Narben des 

Kolonialismus“ zu überwinden. 

Und wie könnte der von Mbembe 

beschriebene Deal aussehen?

Die EU könnte die Initiative ergreifen 

für eine „Assoziation für Demokratie 

und Entwicklung“. Das wäre eine inter-

nationale Gemeinschaft nach dem Vor-

bild der früheren Europäische Gemein-

schaft (EG). Mitglied können alle Staaten 

werden, in denen demokratische Stan-

dards wie faire, demokratische Wahlen, 

Einhaltung der Menschenrechte, unab-

hängige Gerichte, Gewaltenteilung und 

freie Presse gewährleistet sind.

Die Assoziation sollte den Mitglie-

dern Fördermittel anbieten zur Ko-

finanzierung der Energiewende, für 

Bildungseinrichtungen, des Gesund-

heitswesens – für Aufforstung, Müllent-

sorgung, Verkehr und andere wichtiger 

Infrastrukturprojekte. Weiterhin sollte 

die Assoziation allen Mitgliedern an-

bieten, den Markt für Agrarprodukte 

der armen Länder zu öffnen und privi-

legierte Angebote für den Import von 

fair gehandelten Gütern machen. 

Bei der Bildung einer solchen Assoziati-

on sollte auch geregelt werden, was 

passiert, wenn ein Mitglied der Assozia-

tion die Voraussetzungen nicht mehr 

erfüllt. Dann sollte es möglich sein, dass 

schaft der Einheitspartei eine demo-

kratische Revolution statt. Das Volk 

hoffte darauf, dass es ihnen mit der De-

mokratie besser gehen würde. Aber 

was macht die EU? Sie arbeitet in glei-

cher Weise mit autoritären wie demo-

kratisch gewählten Regierungen zu-

sammen. Demokratie bringt keine 

Dividende. Das muss sich ändern!

Die neue Rolle der Europäischen Union

Wir brauchen also einerseits eine gro-

ße Anstrengung, eine „soziale und öko-

logische Transformation“ um die gro-

ßen Probleme zu lösen. Wir brauchen 

aber auch eine Initiative zur Stärkung 

der Demokratien. Und da die USA weit-

gehend das Vertrauen der Welt verlo-

ren haben und China nicht demokra-

tisch ist, richten sich die Augen vieler 

Demokraten in der Welt nicht zufällig 

auf die EU.

Jeremy Rifkin hatte in seinem Buch 

„Der europäische Traum“ erstmals die 

Idee entwickelt, dass ein vereintes Euro-

pa ein Modell für die zukünftige Entwick-

lung der Welt – für das Zusammenwach-

sen der Völker – werden könnte. Die EU 

hat Europa eben nicht erobert, sondern 

umgekehrt, die Völker wollten freiwillig 

in die EU. Was weder Kaiser Augustus, 

Karl dem Großen, Karl dem V., Napole-

on und Hitler mit all ihren Kriegen und 

Schlachten gelungen war, hat die EU 

friedlich zustande gebracht: den freiwil-

ligen Zusammenschluss der Völker.

Was macht die Attraktivität dieses 

historisch neuartigen Gebildes aus? Es 

sind stabile demokratische Verhältnis-

se, Frieden, Wohlstand und die Freizü-

gigkeit. Immer waren es die Völker, die 

ihre Regierungen getrieben haben, der 

EU beizutreten. Das gilt für die Grie-

chen, Spanier und Portugiesen ebenso 

wie später für die blutig verfeindeten 

Völker des Balkans und die ehemaligen 

Ostblockstaaten in Mitteleuropa.

Die EU ist nicht perfekt – im Ge-

genteil. Sie befindet sich durch Brexit, 

Corona und die unsolidarische Schul-

denpolitik in der Krise. Sie muss da-

her dringend reformiert werden. Sie 

braucht endlich eine demokratische 

Die beiden Vordenker einer neuen internati-

onalen Zusammenarbeit: Achille Mbembe 

(links) und Al Gore (rechts).

wicklungsmodell. Prof. Zhang Weiwei, 

der bekannteste Theoretiker des chine-

sischen Modells, hält das „american 

model“, das Entwicklungsmodell des 

Westens, für gescheitert und verweist 

auf die katastrophalen Entwicklungen 

in vielen Staaten Afrikas, in Mittelame-

rika und im Nahen Osten. Und was set-

zen die Demokratien, was setzt konkret 

die EU dem entgegen? Fast nichts! 2011 

fand in Tunesien nach 56 Jahren Herr-

die Mitgliedsrechte durch ein oberstes 

Gericht suspendiert werden können, 

damit nicht das passiert, was wir heute 

in der EU mit Ungarn und Polen erleben.

Eine solche Assoziation könnte ei-

nen enormen Anreiz auf alle Staaten 

ausüben, demokratische Strukturen zu 

etablieren. Gerade die Eliten, die heute 

oft aus Eigeninteresse die Demokratie 

untergraben und verhindern, würden 

einem hohen Druck ausgesetzt sein, 

Demokratie zuzulassen, um eine wirt-

schaftliche Entwicklung zu ermögli-

chen und davon zu profitieren.

Ein solcher Marshall-Plan kann je-

doch nur erfolgreich sein, wenn er nicht 

als wohltätige Veranstaltung gegen-

über Dritten, sondern als ein Projekt 

verstanden wird, das im ureigenen ge-

meinsamen Interesse Europas und der 

anderen beteiligten Staaten liegt. Wir 

brauchen dazu die Einsicht, dass wirt-

schaftliche Beziehungen dann erfolg-

reich sind, wenn alle Seiten davon pro-

fitieren. In Bezug auf Afrika bedeutet 

das: Wenn wir Afrika helfen, wirtschaft-

lich auf die Beine zu kommen, dann 

kommen weniger Flüchtlinge, Europa 

kann auch mehr Waren verkaufen, aber 

wir müssen dann Afrika auch dabei un-

terstützen, ihre Waren in Europa zu 

vermarkten. /

Karl-Martin Hentschel

Mitglied des Bundesvorstandes 

von Mehr Demokratie und dort 

zuständig für Europa.

Eine längere und ausführ-

lichere Version des 

Artikels finden Sie unter:

www.mehr-demokratie.de/

themen/europa-und-inter-

national/demokratisierung-

der-eu/gemeinschaftderde-

mokratien/
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politischen Systeme in anderen Län-

dern und mischt auch bei der demokra-

tischen Bildung mit.

Die Welt wird immer komplexer und 

damit die Demokratie mit dieser Ent-

wicklung Schritt halten kann und die 

Menschen nicht das Vertrauen verlie-

ren, braucht es kontinuierliche Anpas-

sungen und Weiterentwicklungen der 

demokratischen Institutionen. Ich finde 

es geradezu absurd, dass es so ein Mi-

nisterium für Demokratie und Gemein-

schaft in unserer Zeit noch nicht gibt.

Wie werden Bürgerräte in Ihrem Uto-

pia im Jahre 2048 eingesetzt?

Bürgerräte sind eine selbstverständli-

che Erweiterung und Ergänzung der 

demokratischen Institutionen gewor-

den und werden insbesondere bei 

kniffligen Fragen und Machtdynami-

ken eingesetzt, wo sich die Geister 

spalten. Bürgerräte können durch 

Volksbegehren oder auch direkt von 

der Politik einberufen werden und es 

gibt diese auf Bundes-, Länder- und 

kommunaler Ebene. Je nach auftrag-

gebender Institution und Bedeutung 

der Fragestellung müssen die erarbei-

teten Vorschläge ggf. noch per Volks-

entscheid abgesegnet werden, etwa 

bei Vorschlägen, die Verfassungsän-

derungen betreffen.

 

Sie wollen in Ihrem Buch Reformide-

en für die Demokratie lebendig wer-

den lassen – was heißt das? Wie kann 

man sich das vorstellen?

Utopia 2048 soll unter anderem zeigen, 

wie weiterentwickelte politische Institu-

tionen im Zusammenspiel konkret ge-

staltet können und wie eine Welt aus-

sieht und sich anfühlt, in der die 

Demokratie alltäglich gelebt wird. Uto-

pia 2048 handelt von zwei Personen 

aus unserer Zeit, die nach einem langen 

Schlaf in der Zukunft aufwachen und 

sich dann die verschiedensten Orte die-

ser Welt zeigen lassen. 

Wie arbeitet in Ihrer Erzählung das 

Ministerium „Demokratie und Ge-

meinschaft“ und was bewirkt es?

Das Ministerium ist erstens für die Wei-

terentwicklung der demokratischen 

Strukturen zuständig und zweitens für 

die Stärkung der Zivilgesellschaft und 

des gesellschaftlichen Zusammenhalts. 

Eine Verfassung und formale demokra-

tische Strukturen zu haben, ist eine Sa-

che, aber diese mit Leben zu füllen und 

kontinuierlich weiterzuentwickeln eine 

andere. Das Ministerium für „Demokra-

tie und Gemeinschaft“ finanziert daher 

Forschungsprogramme zu Demokra-

tieinnovationen, macht Experimente 

auf kommunaler Ebene, untersucht die 

Für alle, die sich nach 
einer schöneren Welt 
sehnen

Ein Interview mit „Utopia 2048“-Autor Lino Zeddies.

Interviewfragen: Niklas Weckerle

Gibt es weitere neue politische Insti-

tutionen in Ihrem Buch?

Ja, ich beschreibe im Buch verschiede-

ne politische Systeme in verschiedenen 

Ländern. Denn grundsätzlich glaube ich 

nicht, dass es den einen Königsweg gibt, 

den alle Länder fahren sollten. Es bietet 

sich eine Vielfalt an Möglichkeiten, eine 

strahlende Demokratie und Gesell-

schaft aufzubauen. Hauptsache man 

fängt damit an, Veränderungen zu wa-

gen und Neues auszuprobieren. So gibt 

es in meinem Buch in Schweden eine 

Konstitutive. Diese wird von allen Bür-

gerInnen gebildet und diese allein darf 

Verfassungsänderungen vornehmen 

und setzt damit den politisch-institutio-

nellen Rahmen. Das Volk entscheidet 

damit über das politische Spielfeld, in-

nerhalb dessen die Parteien und ande-

ren politischen Institutionen operieren. 

In Deutschland gibt es in meinem Buch 

zwar keine Konstitutive aber dafür eine 

Monetative als vierte Staatsgewalt, wel-

che für die Geldschöpfung zuständig 

ist. Eine sehr wichtige Aufgabe, die ge-

genwärtig zum Großteil privaten Ge-

schäftsbanken überlassen wird. An-

sonsten gibt es in Spanien eine im 

Gesetz verankerte Gemeinwohlökono-

mie und alle Unternehmen müssen eine 

Gemeinwohlbilanz führen. Generell hal-

te ich auch die Demokratisierung der 

Unternehmenswelt für sehr wichtig.

Die Wirtschaft ist also in Ihrem Buch 

quasi ein Unterbereich der Politik? 

Das ist ja schon sehr anders als das 

aktuelle Verständnis in Deutsch-

land…

Ich weiß nicht, ob ich die Wirtschaft als 

Unterbereich der Politik bezeichnen 

würde. Das könnte man missverstehen. 

Aber natürlich müssen die wirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen von der Po-

litik aktiv und sinnvoll gestaltet werden, 

sodass das Wirtschaften den Menschen 

dient und nicht umgekehrt. Dabei gebe 

und was waren wichtige Reformen, 

die dadurch herbeigeführt wurden?

Durch eine weitere große Finanzkrise 

hat es nochmal ordentlich gebrodelt 

und ein breites zivilgesellschaftliches 

Bündnis hat dann zu einer Verfassungs-

Urwahl aufgerufen, um Volksabstim-

mungen

und Bürgerräte als direktdemokrati-

sche Elemente in die Verfassung aufzu-

nehmen und Neuwahlen einzuberufen. 

Aber ich will nicht zu viel verraten.

Wie viele Punkte des von Ihnen skiz-

zierten Utopias werden sich im Jah-

re 2048 Ihrer Meinung nach tat-

sächlich in Deutschland (und der 

Welt) etabliert haben?

Natürlich hoffe ich, dass möglichst viele 

dieser Bausteine für eine schönere Welt 

verwirklichen werden, aber ob das pas-

siert, das liegt an uns und ist noch nicht 

entschieden. Wir stehen kollektiv an ei-

ner Weggabelung und haben die Wahl 

zwischen starrem Festhalten am Alten 

aus Angst vor Veränderung oder dem 

bewussten Aufbruch in eine Welt der 

Kooperation, Nachhaltigkeit und Ver-

bundenheit. Es gibt unglaublich viele 

inspirierende Menschen und großartige 

Organisationen, die sich für den Auf-

bruch in diese schönere Welt einsetzen. 

Das macht mir auf jeden Fall große 

Hoffnung. /

Lino Zeddies, Utopia 2048: Für alle, die sich nach einer schöneren Welt sehnen, 

Books on Demand, ISBN-13: 9783751973502 

 11,99€

ich zu bedenken, dass auch heute schon 

unzählige Regeln und Regularien für die 

Wirtschaft herrschen. Diese sind oft je-

doch häufig unnötig kompliziert, unsin-

nig oder zu schwach. Es braucht statt-

dessen wenige starke Regeln, um einen 

Rahmen für eine sozial-ökologische 

Marktwirtschaft zu setzen, die diesen 

Namen verdient.

Außerdem halte ich eine umfassende 

Demokratisierung der Unternehmens-

welt für sehr wünschenswert. Irgendwo 

Lino Zeddies

Aktivist für gesellschaftlichen 

Wandel, Ökonom für Reformen 

des Wirtschafts-, Geld- und 

Finanzsystems Coach, Organisati-

onsberater sowie Autor von 

„Utopia 2048“.

schrieb mal jemand, man könne nur 

schwerlich von einer Demokratie spre-

chen, wenn die Menschen ihre Mitbe-

stimmungsrechte am täglichen Arbeits-

platz abgeben müssen. Die Entwicklung 

der Demokratie sollte sich daher nicht 

nur auf die politischen Institutionen be-

schränken.

Bis 2048 soll es laut Ihrer Erzäh-

lung eine Verfassungs-Urwahl gege-

ben haben. Wie kam diese zustande 
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Frühjahr 2021 seine Arbeit aufnehmen kann – ausgestattet 

mit einem politischen Mandat der Landesregierung. Dann 

nämlich wird eine vom Senat in Auftrag gegebene Machbar-

keitsstudie erwartet, welchen Beitrag Berlin zur Klimaneut-

ralität leisten muss, um die Pariser Klimaschutzziele einzu-

halten. Außerdem soll bis Ende des kommenden Jahres das 

Berliner Energie- und Klimaschutzprogramm angepasst wer-

den. Hierzu könnte ein Bürgerrat Empfehlungen ausarbeiten.

Die notwendige Transformation in den Städten wird ohne 

die Bürgerinnen und Bürger nicht gelingen. Wie Frankreich 

und Irland zeigen, eignen sich Bürgerräte sehr gut zur Bear-

beitung von Zielkonflikten. Die repräsentative Zufallsaus-

wahl sorgt dafür, dass alle Sichtweisen – ob jung oder alt, 

Akademikerin oder Handwerker, Innenstadt oder Außenbe-

zirk – zur Sprache kommen können. 

Wer sich mit den politischen Konflikten in dieser Stadt be-

fasst, bekommt das Gefühl, dass bei einzelnen Fragen tiefe 

Gräben durch die Stadtgesellschaft verlaufen, z.B. im Ver-

kehrsbereich. Die Mobilitätswende, welche in Berlin auch 

durch ein Volksbegehren vorangetrieben wurde, bringt Auto- 

und Fahrradfahrende sowie Innenstadt- und Randbezirk-Be-

wohnende gegeneinander auf. Ein Garant für hitzige Debat-

ten ist auch die Frage der Flächennutzung. Hier kommen sich 

der Erhalt von Grünflächen und der Wohnungsbau in die 

Quere. Das Tempelhofer Feld steht wie kaum eine andere Flä-

che symbolisch für diese Auseinandersetzung. Mit der ener-

getischen Gebäudesanierung wird Berlin eine Menge CO2 

einsparen können. Dies aber kann sich ohne Begleitmaßnah-

men zulasten bezahlbarer Wohnungen auswirken – ebenfalls 

ein Dauerkonflikt in Großstädten. Bürgerräte können hier 

helfen Brücken zu bauen, Gegensätze konstruktiv zu bear-

beiten und auflösen.

Die im Juni vorgelegten Ergebnisse des französischen 

Klimabürgerrats haben in der internationalen Demokratie-

Szene für großen Jubel gesorgt. Getrieben von den Gelbwes-

ten-Protesten gegen die Erhöhung der Benzinsteuer und mit 

dem Versprechen, die Empfehlungen ohne Filter umzusetzen, 

berief Emanuel Macron diesen im letzten Jahr ein mit dem 

Auftrag, sozial ausgewogene Maßnahmen zu erarbeiten, wie 

Frankreich bis 2030 40 Prozent der klimaschädlichen Emissi-

onen einsparen kann. Die 149 Empfehlungen befinden sich 

nun in der Umsetzung.

Vieles spricht dafür, dass Macrons Versprechen kein lee-

res Versprechen wird. Vor kurzem kündigte der Ministerprä-

sident Castex als ersten Schritt 20 Mrd. Euro für energeti-

sche Gebäudesanierung an. Zahlreiche Empfehlungen des 

Bürgerrats wie die Herabsetzung des Tempolimits auf 110 

km/h, ein Bauverbot neuer Flughäfen, ein Verbot von In-

landsflügen bis 2025, ein Werbeverbot für SUVs, der ökologi-

sche Umbau des Steuersystems u.v.m. befinden sich in der 

parlamentarischen Prüfung. Zwei Empfehlungen, die Auf-

nahme des Klimaschutzziels in die Verfassung sowie die Ein-

führung des „Ökozids“ als neuen Straftatbestand, sollen in 

Referenden entschieden werden.

Mit Rückenwind aus Frankreich machen sich nun auch In-

itiativen in deutschen Städten auf den Weg, um weitreichen-

de Klimaschutzmaßnahmen mittels Bürgerräten in Politik 

und Stadtgesellschaft zu verankern – darunter Stuttgart, 

Freiburg, Frankfurt und Berlin. 

Berlin ist insofern besonders, dass hier mit einem direkt-

demokratischen Verfahren ein Klimabürgerrat angeschoben 

werden soll. Der Landesverband von Mehr Demokratie unter-

stützt diese Volksinitiative. Bis November sollen die nötigen 

20.000 Unterschriften vorliegen, damit der Bürgerrat im 

Bürgerräte für ein 
gutes Stadtklima

Text Oliver Wiedmann
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Frankreich zeigt, dass Bürgerräte nicht zum kleinsten ge-

meinsamen Nenner tendieren, sondern sehr ambitionierte 

Maßnahmen erarbeiten können. Eine weitere Erfahrung ist, 

dass Menschen, wenn sie gut informiert werden und in einem 

geschützten Rahmen diskutieren, bereit sind, andere Pers-

pektiven einzunehmen und ihre Haltung zu ändern. Die All-

tagserfahrungen der Menschen machen sie zu besonderen 

Expertinnen und Experten. So entstehen Vorschläge, auf die 

die Politik bisher nicht gekommen ist. Der größte Mehrwert 

aber ist, dass sie Empfehlungen ausarbeiten, die in der Bevöl-

kerung mehrheitsfähig sind. Deswegen sollte der Berliner Se-

nat einen Bürgerrat als Unterstützung begreifen.

Der Klimaschutz in den kommenden Jahren wird mit gro-

ßen Veränderungen unserer Gewohnheiten verbunden sein. 

Politik schreckt noch zu oft vor drastischen aber notwendi-

gen Maßnahmen zurück, aus Angst vor gefühlten Wählerinte-

ressen. Bürgerräte helfen hier, die Schmerzgrenze in der Be-

völkerung auszuloten. Die Grenze selbst ist dabei nicht starr, 

sondern kann sich im Prozess der Deliberation nach außen 

verschieben. Bürgerräte helfen dem Klima in dieser Stadt, 

ökologisch wie sozial. /

Oliver Wiedmann

Büroleiter Mehr Demokratie 

Berlin/Brandenburg

Weitere Infos finden Sie unter:

www.klimaneustart.berlin
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ren 2018 und 2019 – Brandenburg, 

Sachsen-Anhalt, Nordrhein-Westfalen 

und das Saarland. Wie sich die Reform 

in Baden-Württemberg auf die Praxis 

auswirkt, analysiert Dr. Edgar Wunder 

in dieser Ausgabe ausgiebig. Außerdem 

wird im Bürgerbegehrensbericht 2020 

erstmals auf Begehren mit einem um-

weltpolitischen Fokus eingegangen.  /

Zusammen mit der Forschungsstelle 

Bürgerbeteiligung an der Bergischen 

Universität Wuppertal und der For-

schungsstelle Bürgerbeteiligung und 

direkte Demokratie an der Philipps-Uni-

versität Marburg hat Mehr Demokratie 

den sechsten Bürgerbegehrensbericht 

für Deutschland vorgelegt. Darin wer-

den alle direktdemokratischen Verfah-

ren auf der kommunalen Ebene von 

1956 bis Ende 2019 erfasst und ausge-

wertet. Seit Mitte der 1990er Jahre 

sind Bürgerbegehren und Bürgerent-

scheide in den Gemeinden, Städten und 

Landkreisen zunehmend verbreitet; in-

zwischen sind über 8.000 Verfahren 

beobachtet worden. 

In den letzten zehn Jahren hat sich 

die Gesetzgebung erfreulich entwi-

ckelt: Immer wieder haben Bundeslän-

der ihre Gemeinde- und Kreisordnun-

gen reformiert. In jüngerer Zeit setzten 

Schleswig-Holstein (2013), Baden-

Württemberg (2015) und Thüringen 

(2016) größere Reformen um. Kleinere 

Reformschritte gingen Rheinland-

Pfalz, Niedersachsen und – in den Jah-

Der Bürgerbegehrensbericht 
2020 ist da!

Text Anselm Renn

Den Bericht können Sie hier herunterladen:

www.mehr-demokratie.de/

buergerbegehrensbericht/
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tags. Am 4. März hatte die Landtags-

präsidentin den Beschluss des Haupt-

ausschusses ohne Begründung in einem 

formlosen Schreiben bekannt gegeben. 

Die Klage konnte bewirken, dass der 

Hauptausschuss die Gründe nachliefer-

te. Vorrangig wurde die Unzulässigkeit 

mit dem sogenannten Kopplungsverbot 

bei direktdemokratischen Verfahren 

begründet. Das ist bitter, denn dieses 

bringt bundesweit immer wieder Initi-

ativen zu Fall, ist jedoch in keinem Ge-

setz festgeschrieben. Die Initiative klagt 

weiter. In Brandenburg könnte es hier 

mittelfristig zu einem neuen Urteil des 

Landesverfassungsgerichtes in Bezug 

auf das Kopplungsverbot kommen.

 

Bremen

In Bremen läuft zur Zeit das Volksbegeh-

ren Expedition Grundeinkommen. Ende 

September lagen für den Zulassungsan-

trag 2.800 Unterschriften vor. Ziel ist 

ein Volksentscheid am Tag der Bundes-

tagswahl über den Vorschlag ein Pilot-

projekt zum bedingungslosen Grundein-

kommen stattfinden zu lassen. Ähnliche 

Initiativen laufen noch in vier anderen 

Bundesländern.

Reformbedarf gibt es in Bremen 

beim Volksbegehren. Durch eine Neu-

interpretation des Gesetzes werden 

die Unterschriften des Zulassungsan-

trages seit 2018 auf die Unterschriften 

des Volksbegehrens angerechnet. Wir 

fordern Rechtssicherheit für Initiati-

ven, diese Regelung muss in den Ge-

setzestext!

An anderer Stelle wird reformiert. 

Die Unterschriftenzahl für Bürgeranträ-

ge soll von bisher 5.000 Unterschriften 

deutlich gesenkt werden. Mehr Demo-

kratie fordert das auch für den Zulas-

sungsantrag zum Volksbegehren.

 

Hamburg

Zwar bekunden alle in der Hamburger 

Bürgerschaft vertretenen Parteien 

stets, dass sie die Stärkung der Bür-

gerbeteiligung in den Bezirken poli-

tisch anstreben – an einer wirklichen 

Umsetzung sind sie aber leider nicht 

 

Baden-Württemberg

Nach der verfassungsgerichtlich festge-

stellten Unzulässigkeit des Volksbegeh-

rens über die Gebührenfreiheit von Kitas 

hat der Landesverband 15 Eckpunkte zur 

Reform des Volksabstimmungsgesetzes 

vorgelegt. Parallel hat der Landesver-

band dazu einen Online-Aufruf an die 

Fraktionsvorsitzenden der demokrati-

schen Parteien im Landtag gestartet. 

Die Unterschriften sollen im Herbst 

überreicht werden. Sie können den Auf-

ruf unterzeichnen unter www.mitent-

scheiden.de. Dort stehen auch die 15 

Eckpunkte zum Download bereit. Im 

nächsten Schritt wird der Landesver-

band einen ausgearbeiteten Gesetzent-

wurf für eine Neufassung des Abstim-

mungsgesetzes vorlegen.

Am 20. Juli wurden der Aufruf und 

die Eckpunkte in Rahmen der Landes-

pressekonferenz öffentlich vorgestellt. 

In derselben Veranstaltung wurden die 

Ergebnisse der Evaluation der Gemein-

deordnung präsentiert. Eine Veröffentli-

chung der Studie ist in Kürze geplant.

Ende Juli veröffentlichte der Landesver-

band seine Wünsche an die Parteien zur 

Landtagswahl 2021. Die Forderungsliste 

steht auf www.mitentscheiden.de zum 

Download bereit.

Die Allianz für Beteiligung hat ein Bür-

gergremium zur Bewältigung der Coro-

na-Pandemie in Baden-Württemberg 

vorgeschlagen. Ziel ist die Entwicklung 

einer Zukunftsstrategie. Der Landesver-

band unterstützt den Vorschlag ideell.

Im September hat ein Bündnis aus 

ÖDP, Die Linke, Piratenpartei und Die 

PARTEI eine Verfassungsklage gegen 

das Landtagswahlrecht, konkret gegen 

die hohe Unterschriftenhürde für Partei-

en, die noch nicht im Landtag vertreten 

sind, eingereicht. Der Landesverband 

begleitet das Vorhaben beobachtend, 

beratend und moderierend.

Am 19. September veranstaltete der 

Landesverband eine Online-Mitglieder-

versammlung.

Berlin

Die schlechten Nachrichten vorweg: Ob-

wohl bereits im Dezember 2019 ca. 

33.000 Unterschriften an den Senat 

übergeben wurden, lässt die rechtliche 

Zulässigkeitsprüfung des Volksent-

scheids Transparenz durch die Innenver-

waltung immer noch auf sich warten. 

Besonders frustrierend: Auf Seiten der 

Initiative kann aktuell nicht viel getan 

werden, da der Reformentwurf für das 

Abstimmungsgesetz noch nicht in Kraft 

getreten ist. Dieser sieht eine Frist von 

höchstens fünf Monaten für die Prüfung 

der Zulässigkeit vor. Erfreulich ist eine 

neue Volksinitiative für einen Klima-Bür-

gerrat in Berlin, die Anfang August star-

tete: Nach dem französischen Vorbild 

„Convention Citoyenne pour le Climat“ 

soll ein Klima-Bürgerrat auch in Berlin 

Handlungsempfehlungen an den Senat 

erarbeiten. Ein halbes Jahr hat die Initia-

tive nun Zeit, mindestens 20.000 Unter-

schriften zu sammeln.

 

Brandenburg

Anfang April zog die Volksinitiative 

„Artenvielfalt retten – Zukunft sichern“ 

vor das brandenburgische  Landesver-

fassungsgericht und klagte gegen die 

Unzulässigkeitsentscheidung des Land-

Neues aus den
Landesverbänden

Mit Terminen vor Ort.

Bundesländer

Menschen konnten so bereits als Wahl-

helfer gewonnen werden. 

 

Thüringen

Nun ist es öffentlich: Die CDU-Fraktion 

im Thüringer Landtag wird einen Gesetz-

entwurf für die Einführung des Volksein-

wandes einbringen. Damit könnten Ge-

setze, die der Landtag beschlossen hat, 

per Volksbegehren und Volksentscheid 

zurückgeholt werden. Allein die Möglich-

keit wird dafür sorgen, dass mehr mit 

den Menschen und Gruppen aus der Zi-

vilgesellschaft geredet wird. Weniger 

Menschen werden das Gefühl haben, 

dass über ihre Köpfe hinweg entschie-

den wird. Dieser recht spektakuläre CDU-

Vorschlag trifft im Verfassungsaus-

schuss des Landtages auf den Vorschlag 

des rot-rot-grünen Bündnisses; damit 

sollen die Hürden für Volksbegehren und 

Bürgeranträge gesenkt und finanzwirk-

same Volksbegehren zugelassen wer-

den. Mehr Demokratie wird die Reform-

bestrebungen begleiten. Die Zeit der 

Minderheitsregierung sollte genutzt 

werden, um Projekte durchzusetzen, die 

auf eine fraktionsübergreifende Zusam-

menarbeit angewiesen sind. Dazu ge-

hört auch die überfällige Reform der di-

rekten Demokratie auf Landesebene.

interessiert. Das zeigt die Reaktion von 

Senat und Bürgerschaft in Hamburg 

auf unsere im Februar erfolgreich ein-

gereichte Volksinitiative für die Ver-

bindlichkeit von Bürgerbegehren und 

Bürgerentscheiden. Statt konstrukti-

ver Verhandlungen reichen Senat und 

Bürgerschaft Klage beim Hamburger 

Verfassungsgericht gegen unser an-

gemeldetes Volksbegehren ein. Der 

Senat fährt aber jetzt die ganz großen 

Geschütze auf: unsere Volksinitiati-

ve würde sogar gegen das Demokra-

tieprinzip verstoßen. Absurd, denn uns 

geht es ja vor allem um mehr Demo-

kratie. Das Volksbegehren wird im Fall 

eines für uns erfolgreichen Urteils da-

her wohl frühestens im Frühjahr 2021 

stattfinden.

Das Projekt Abstimmung21 hat sei-

nen ersten Meilenstein erreicht und die 

Feuerprobe bestanden, alle Infos dazu 

finden Sie auf Seite 6.

 

Hessen

Wie sicherlich viele Landesverbände 

haben wir uns in letzter Zeit verstärkt 

mit den Corona-bedingten Auswirkun-

gen auf die Demokratie und die Gesell-

schaft insgesamt beschäftigt. Ein kon-

sensuales Ergebnis: Wir möchten in 

Zukunft stärker auch auf virtuelle Be-

teiligung setzen und planen ein digita-

les Treffen aller hessischen Mitglieder, 

um unsere Kampagne für faire Bürger-

begehren und -entscheide, vorzustel-

len. Diese soll im Herbst anlaufen und 

über einen Aufruf möglichst viel Druck 

erzeugen. Wer aktiv werden möchte,

kann sich gerne unter hessen@mehr-

demokratie.de melden.

 

Niedersachsen

In Niedersachsen läuft seit April das 

Volksbegehren Artenvielfalt. Das Volks-

begehren ist in der ersten Phase und 

sammelt für den Zulassungsantrag 

(25.000 Unterschriften nötig). Das 

Volksbegehren ist umstritten, weil der 

Nabu als Trägerorganisation den „Nie-

dersächsischen Weg“ zwischen Land, 

Landwirten und Umweltverbänden un-

terzeichnet hat. Diese freiwillige Verein-

barung geht vielen nicht weit genug, sie 

wollen dass Regelungen zum Arten-

schutz Eingang in die Gesetze finden 

und sehen das Volksbegehren als Druck-

mittel. In vielen Orten kam es zu hitzigen 

Begegnungen zwischen Landwirten und 

Aktivisten. Die Sammelfrist für den Zu-

lassungsantrag soll ausgeschöpft wer-

den, auch wenn Anfang September be-

reits 72.167 Unterschriften vorlagen.

Seit der Bürgerbegehrens-Reform 

2016 hat die Nutzung zugenommen. Das 

ist erfreulich ruft aber auch Kritiker auf 

den Plan. Wie aus einer Ausgabe des 

Magazins „Die Niedersächsische Ge-

meinde“ vom Frühjahr deutlich wird, 

strebt der Städte- und Gemeindebund 

die Einführung eines Themenausschlus-

ses für Krankenhausplanung an. Außer-

dem soll der 2016 abgeschaffte Kosten-

deckungsvorschlag wiedereingeführt 

werden. Diese Verschlechterungen wer-

den wir, sollten sie in der Landespolitik 

Gehör finden, nicht hinnehmen.

Seit Juli gibt es die Möglichkeit, dass 

Fristen für Bürgerbegehren unter Coro-

na-Bedingungen bis zu sechs Monate 

verlängert werden. Auch Bürgerent-

scheide können um den gleichen Zeit-

raum verschoben werden.

 

Nordrhein-Westfalen

In Nordrhein-Westfalen werden am 13. 

September 2020 Bürgermeister, Land-

rätinnen, Stadt- und Gemeinderäte, 

Kreistage und Bezirksvertretungen 

gewählt. Wegen Corona ergeben sich 

besondere Herausforderungen für Or-

ganisation und Durchführung der Kom-

munalwahl. Der Landesverband NRW 

hat deshalb ein Eckpunktepapier vorge-

legt, wie auch in Zeiten der Viruspande-

mie eine faire und sichere Wahl gewähr-

leistet werden kann. 

Mit der Aktion Wahlhelfer 2020 un-

terstützt der Landesverband NRW Städ-

te und Kommunen bei der Suche nach 

Wahlhelferinnen und Wahlhelfern. Frei-

willige können sich telefonisch oder on-

line im Kölner Landesbüro melden und 

werden dann an die entsprechenden 

Wahlämter vermittelt. Mehrere Hundert 

 

Termine vor Ort

Bremen/Niedersachsen

Landestreffen des Landesverbandes 

Bremen/Niedersachsen:

Wann: Samstag, 7.11.2020, 11-17 Uhr

Wo: Bremen, Etage Saal, Herdentor-

steinweg, Bremen

Tagesordnung und Anmeldeinformati-

on: www.bremen-nds.mehr-demokra-

tie.de/ueber-uns/landestreffen/

Nordrhein-Westfalen

Mitgliederversammlung des Landesver-

bands NRW:

Wann: 31. Oktober 2020;

Wo: Wuppertal statt. Eine schriftliche 

Einladung aller Mitglieder erfolgt Ende 

September.
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Das mdmagazin: Papier oder digital?

Liebes Mitglied – liebe Förderin!

Sie halten das mdmagazin auf Papier in der Hand.

Gehören Sie zu denen, die es – wie ich – schätzen, unsere Zeitschrift neben das Sofa, 

aufs Sideboard, ans Bett zu legen? Die entspannter von Papier lesen, gerne blättern, 

das Heft weglegen und später wieder zur Hand nehmen?

Nach und nach liest man in die meisten Artikel rein, und ist am Ende gut informiert. 

Schöner Nebeneffekt: Auf dem Couchtisch regt das Heft Gespräche mit der Freundin, 

dem Neffen, dem netten Nachbarn an.

Wenn Sie also die Papier-Ausgabe schätzen, kann gerne alles bleiben, wie es ist. Sie 

dürfen weiterblättern ...

Wenn nicht, gehören Sie vielleicht zu denen, die längst auch in der Freizeit alles am 

Bildschirm lesen. – Möchten Sie zukünftig das mdmagazin online lesen?

Gut für Sie und uns: Wir drucken eine kleinere Auflage und sparen neben Papier und 

Farbe auch die Kosten für den Versand. Ihr Mitgliedsbeitrag nützt vermehrt der po-

litischen Arbeit, und die ökologischen Vorteile nehmen wir natürlich gerne mit.

Wenn Sie also statt der Papier-Zeitschrift ab sofort den Link zur Online-Version 

bekommen möchten – geben Sie uns Bescheid, per Email oder Telefon!

Wir stellen Ihren Bezugsweg bei Bedarf gerne um.

Noch ein Vorteil: Mit der elektronischen Version haben Sie die Nase vorn. Wir schi-

cken den Link zur neuen Ausgabe nach Möglichkeit schon vor der Postauslieferung.

Beste Grüße aus dem Mitgliederservice

im Mehr Demokratie-Bundesbüro

Sie möchten umstellen?

Kontakt: mitgliederservice@mehr-demokratie.de, Telefon 07957 92 39 050

4.2020 Einladung zur Bundes- 
mitgliederversammlung

Liebe Mitglieder, 

die nächste Bundesmitgliederversammlung findet vom 28. bis 29. November 2020 statt. Ta-

gungsort ist das Haus der Kirche in Kassel, Wilhelmshöher Allee 330, 34131 Kassel.

Die Mitgliederversammlung tagt Samstag 12 bis 18 Uhr und Sonntag 9 bis 16 Uhr.

Inhalte

Alles in diesem Jahr steht unter dem Zeichen von Corona. Damit diese Versammlung nicht 

durch Corona verhindert wird, haben wir verschiedene Vorkehrungen getroffen – mehr dazu 

unten. Wir wollen mit Ihnen und Euch aber auch über die Auswirkungen von Corona auf die 

Demokratie sprechen. Schließlich hat Mehr Demokratie einen vielbeachteten Vorschlag dazu 

gemacht, in welcher Form die Maßnahmen – und vor allen Dingen Einschränkungen – im Laufe 

der Pandemiebekämpfung öffentlich aufgearbeitet werden könnten.

Ebenfalls viel beachtet wurde die Ankündigung aus dem Bundestag, dass es einen Bürger-

rat zu „Deutschlands Rolle in der Welt“ geben solle. So jedenfalls hat es der Ältestenrat des 

Deutschen Bundestags beschlossen. Mittlerweile ist klar, dass Mehr Demokratie diesen Bür-

gerrat organisieren wird; Wolfgang Schäuble wird als Schirmherr zur Verfügung stehen. Wel-

che Meilensteine gibt es bei diesem Projekt? Und in welchem Verhältnis steht dieser Bürger-

rat zu unserer Gesamtstrategie? Darüber werden wir auf der Bundesmitgliederversammlung 

beraten. Und natürlich werden wir auch darüber beraten, mit welchen Forderungen und Kam-

pagnen wir in die kommende Bundestagswahl 2021 gehen. Wie bringen wir unsere Kernforde-

rung, den bundesweiten Volksentscheid, wieder stärker in die Diskussion?

Bundesvorstandswahlen – Briefwahl:

Zu dieser BMV findet die Wahl des neuen Bundesvorstands statt. Jedes Vereinsmitglied konn-

te bis zum 28. September kandidieren. Die Vorstellung der Kandidaten finden Sie auf den Sei-

ten nach der Einladung.

n	 Sie haben wieder die Möglichkeit, Ihre Stimmen zur Bundesvorstandswahl per Brief abzuge-

ben. Der formlose Antrag auf Briefwahl kann ab sofort per Post oder an briefwahl@mehr-

demokratie.de bei der Geschäftsführung (Bundesbüro Kreßberg) gestellt werden. Bitte be-

achten Sie, dass der Antrag bis spätestens bis 21. November 2020 eingegangen sein muss. 

Bis zum 26. November muss der Wahlbrief der Abstimmungsleitung in Bremen vorliegen. 

n	 Bei Fragen an die Kandidierenden haben Sie die Möglichkeit, diese per Mail zu kontaktieren. 

Die E-Mail-Adressen finden Sie jeweils unter den Fotos auf den Seiten 36 bis 42.

Anträge

Die zum ersten Antragsschluss (28.09.2020) eingereichten Anträge und Vorlagen sind jetzt 

bereits im Mitgliederbereich unserer Internetseite zu finden. Anträge, die sich auf Themen 

dieser veröffentlichten Tagesordnung (siehe Seite 33) beziehen, sind noch bis 15.11.2020 mög-

lich. Die Vorlage für einen Antrag an die Bundesmitgliederversammlung können sie unter 

antrag@mehr-demokratie.de anfordern.

Kinderbetreuung

Wir bieten dieses Mal die Möglichkeit der Kinderbetreuung vor Ort an. Die Betreuung wird von 

„Nautilus Kinderspaß“ (www.nautiluskinderspass.de) durchgeführt und kostet 15 € Eigenanteil 

TAGUNGSTERMIN UND ORT

Beginn Samstag, 28.11.2020 

um 12 Uhr 

Ende Sonntag, 29.11.2020  

um 16 Uhr 

Haus der Kirche in Kassel

Wilhelmshöher Allee 330

34131 Kassel

BRIEWAHLUNTERLAGEN 

BEANTRAGEN:

Frist: 21.11.2020

Mehr Demokratie e.V.

Geschäftsführung

Tempelhof 3,

74594 Kreßberg

briefwahl@mehr-demokratie.de
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Alexander Trennheuser und Bertram Böhm

pro Kind und Tag. Bitte melden Sie Ihre Kinder bis 29.10. verbindlich an, dann können wir das 

Angebot passend organisieren. Link: www.mehr-demokratie.de/mv-anmeldung

Anmeldung, Übernachtung und Verpflegung

Bitte melden Sie sich unter folgendem Link:   oder über den QR-Code auf der rechten Seite bis 

zum 21.11.2020 an.

Bei Fragen stehen wir gern per Mail unter mitgliederservice@mehr-demokratie.de oder telefo-

nisch unter 07957-9239050 zur Verfügung. Übernachten können Sie im Penta-Hotel Kassel-

Wilhelmshöhe oder im CVJM-Haus. Wir haben ein Kontingent an Zimmern gebucht und verge-

ben die Zimmer nach Eingang der Anmeldungen unserer Mitglieder.

Kosten

Die Teilnahme an der Bundesmitgliederversammlung einschließlich Verpflegung ist kostenfrei 

für Sie. Die Kosten für die Übernachtung liegen je nach Zimmerkategorie zwischen 58 und 99 

Euro. Für Anreise und Übernachtung kann VOR der Mitgliederversammlung ein Kostenzu-

schuss von bis zu 75 Prozent (Unterbringung im Mehrbettzimmer) beantragt werden. Bitte 

richten Sie diese Anfrage an den Mitgliederservice (mitgliederservice@mehr-demokratie.de).

Corona

Wegen der sich stets verändernden Corona-Lage und den entsprechenden Verordnungen sind 

wir gezwungen, unsere Planungen den aktuellen Entwicklungen anzupassen.

Aktuell gehen wir davon aus, dass eine Präsenzveranstaltung möglich sein wird. Auf 

Grund der Hygienebestimmungen sind die Tagungsräume aktuell nur für maximal 100 

Teilnehmer*innen zugelassen. Diese Maximalzahl kann sich ändern, wenn die hessischen Co-

rona-Verordnungen angepasst werden. Deshalb sind wir leider gezwungen, die 

Teilnehmer*innenzahl entsprechend zu begrenzen. Bitte melden Sie sich rechtzeitig zur Bun-

desmitgliederversammlung an. Das erleichtert uns die Planung. 

Um allen Mitgliedern ein „Dabei-Sein“ zu ermöglichen, werden wir die Mitgliederversamm-

lung als Live-Stream übertragen. Falls die Bundesmitgliederversammlung wider Erwarten auf 

Grund neuer Corona-Bestimmungen gar nicht als Präsenz-Veranstaltung stattfinden kann, 

führen wir sie komplett als Online-Veranstaltung über Zoom durch. Die Wahl des Bundesvor-

stands wird in diesem Fall voraussichtlich vollständig per Briefwahl stattfinden. Die genauen 

Modalitäten dazu werden zu Beginn dieser Online-Mitgliederversammlung beschlossen. Ge-

plant ist für diesen Fall die Frist zur Briefwahl um vier Wochen nach der BMV zu verlängern, um 

jedem Mitglied die Teilnahme an der Bundesvorstandswahl zu ermöglichen. 

Bitte sehen Sie es uns nach, dass wir zum Zeitpunkt dieser Einladung noch keine exakteren 

Angaben zum Ablauf machen können. Wir informieren Sie in jedem Fall rechtzeitig per E-Mail, 

sobald es neue Informationen gibt.

Weitere, die Themen der 

Tagesordnung betreffende 

Anträge (möglich bis 15.11.):

Mehr Demokratie e.V.  

Alexander Trennheuser

Gürzenichstraße 21 a-c

50667 Köln

Telefon: 0221-669 665 11

Fax: 0221-0221 669 665 99

antrag@mehr-demokratie.de 

ANMELDUNG

Bitte melden Sie sich bis zum 

21.11.2020 an und geben Sie 

an, ob Sie vegetarisch essen 

möchten.

Kontoverbindung:

Bank für Sozialwirtschaft, 

BIC: BFSWDE33MUE, 

IBAN: DE14 7002 0500 0008 

8581 05

Kontoinhaber: 

Mehr Demokratie e.V.

Tagesordnung 

Die nachfolgende Tagesordnung kann nicht mehr um neue Tagesordnungspunkte ergänzt werden. Die Frist hierfür 

endete am 28. September 2020. Allerdings können Anträge, die sich auf Themen der unten aufgeführten Tagesord-

nung beziehen, noch auf die Tagesordnung gesetzt werden. Dazu müssen sie bis zum, 15. November 2020, unter 

antrag@mehr-demokratie.de oder im Büro Köln eingegangen sein.

1. 	 Begrüßung und Formalia

1.1	 Begrüßung

1.2	 Formalia

1.3	 Beschluss des letzten Protokolls

2. 	 Berichte

2.1	 Berichte aus den Landesverbänden

2.2	 Bericht des Bundesvorstands 

3. 	 Politisches 

3.1	 Bundesweiter Volksentscheid

3.2 	 Bürgerrat – Stand der Dinge und weitere Planung

3.3. 	 Länderkampagnen / Landesvolksbegehren

3.4. 	 Widerstand gegen die Handelsverträge

4. 	 Finanzen

4.1	 Jahresabschluss 2019

4.2 	 Bericht der Rechnungsprüfer

4.3	 Finanzplanung 2020

5.	 Wahlen

5.1	 Wahl der Abstimmungsleitung

5.2	 Wahl des Bundesvorstands

5.3.	 Wahl der Rechnungsprüfer

5.4.	 Wahl des Stiftungsrats

6.	 Anträge

6.1	 Antrag vom AK Wahlrecht: 

Vorschläge für eine Verbesserung der Arbeit des Bundestags

6.2	 Antrag von Alexandra Arweiler, Helena Peltonen, Anne Jacobi und Arndt Jacobi:  

Zwei Bundesmitgliederversammlungen pro Jahr beibehalten

6.3	 Antrag von Paul Tiefenbach, Wilko Zicht, Björn Benken und Tim Weber: 

	 Die Position von Mehr Demokratie e.V. zum Kinder- und Stellvertretungswahlrecht
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Die Kandidierenden 
stellen sich vor

Bei den Bundesvorstandswahlen kandidieren dieses Mal 14 Personen. 

Auf den folgenden Seiten finden Sie die Kandidaturen in alphabetischer Reihenfolge: 

Gewählt wird auf der kommenden Bundesmitgliederversammlung am 28./29. November 2020 

in Kassel. Sie haben wieder die Möglichkeit, Ihre Stimmen zur Bundesvorstandswahl per Brief 

abzugeben. Der formlose Antrag auf Briefwahl kann ab sofort per Post oder an briefwahl@

mehr-demokratie.de bei der Geschäftsführung (Bundesbüro Kreßberg) gestellt werden. Bitte 

beachten Sie, dass der Antrag bis spätestens bis 21. November 2020 eingegangen sein muss. 

Bis zum 26. November muss die Wahlbrief der Abstimmungsleitung in Bremen vorliegen. 

Johanna Ankenbauer

Ralf-Uwe Beck 

Bertram Böhm

Sarah Händel

Karl-Martin Hentschel

Roman Huber 

Marie Jünemann

Christian König

Bernd Kroll

Dr. Josef Merk

Claudine Nierth

Anselm Renn

Judith Schultz und

Susanne Socher

6.4	 Antrag von Friedel Vogt: 

	 Neuordnung der Mitgliedsbeiträge

6.5	 Antrag vom Bundesvorstand:  

Satzungsänderungsantrag (Forschung)

6.6.	 Antrag von Inge Ankenbauer-Wild

	 Systemisches Konsensieren

6.7.	 Antrag von Stephan May

	 Satzungsänderung

6.8.	 Antrag von Judith Schultz

	 Kampagne Bundestagswahlrecht

6.9.	 Antrag von Bernd Kroll:

	 Bundesmitgliederversammlung immer mindestens zweitägig

6.10.	 Antrag von Bernd Kroll:

	 Wiedereinführung der Schiedsstelle bei Mehr Demokratie

6.11.	 Antrag von Clemens Oswald:

	 Status Landesverbände

6.12.	 Antrag von Harri Tiddens:

	 Gründung AK Aufbauende Demokratie

6.13.	 Antrag von Ivo Dubiel:

	 Öffnung der Veröffentlichungen der „Bundeszentrale für politische Bildung“ für 

Kommentare

6.14.	 Antrag des Bundesvorstands:

	 Institutionalisierung von losbasierten Bürgerräten

6.15.	 Antrag des Bundesvorstands:

	 Kombination von losbasierten Bürgerräten und direkter Demokratie auf Bundesebene

6.16.	 Antrag des Bundesvorstands:

	 Unabhängige Stabsstelle für Bürgerbeteiligung

6.17.	 Antrag vom Bundesvorstand:

	 Lobbyregister

6.18.	 Antrag vom AK Digitalisierung:

	 Digitalisierung und Demokratie

6.19.	 Antrag von Moritz Christoph

	 Volksentscheid Bundesweit – Bündnis Zukunftsfähig 200+

6.20.	 Antrag von Paul Tiefenbach und Edgar Wunder:

	 Änderungen der Ausführungsbestimmungen für Mitgliederbegehren

6.21.	 Mitgliederbegehren:

	 Quotierung im Wahlrecht
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Ralf-Uwe Beck

Bei Mehr Demokratie finde ich wieder, wofür wir im Herbst ’89 aufgestanden sind: allen Men-

schen den aufrechten Gang zuzutrauen. Ich bin überzeugt, dass wir mit der direkten Demokratie 

eine andere politische Kultur erleben werden, denn jede und jeder Einzelne wird eingeladen, 

ermutigt und befähigt, sich einzumischen. Können die Menschen mitbestimmen und können 

sich Initiativen bis zur Volksabstimmung vorarbeiten, wird das zugleich zu dem dringend not-

wendigen Stachel gegen politische Behäbigkeit und Arroganz. Der bundesweite Volksentscheid 

ist dabei unabdingbar. Für uns Bürger wie auch für die Politik bedeuten faire Bürgerrechte, kre-

ative Beteiligungsformate und die direkte Demokratie: Runter vom Sofa! 

Politisch aktiv bin ich seit mehr als 30 Jahren, immer parteilos. Ich bin ’62 im Thüringi-

schen Eisenach geboren und dort zu Hause. Bis zur Wende war ich in freien und kirchlichen 

Umweltgruppen aktiv, danach zehn Jahre in Vorstandsämtern beim BUND. Seit 1999 ist Mehr 

Demokratie meine politische Heimat. Ich engagiere mich als Sprecher des Thüringer Landes-

verbandes und seit 2010 als Sprecher des Bundesvorstandes. Mein Motto: Wenn wir aufhören, 

die Demokratie zu entwickeln, fängt die Demokratie an, aufzuhören.

Beruf: Traktorist, Dipl.-Theologe 

Tätigkeiten: Haushaltshilfe, Pfarrer, Umweltbeauftragter, Fundraiser; derzeit Pressechef der 	

Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (wg. Mehr Demokratie in Teilzeit)

Ehrenvorsitzender des BUND Thüringen, parteilos 

rubeck@t-online.de

info@intelligente- 

gruppenentscheidungen.de

Johanna Ankenbauer

Eine alte Geschichte erzählt: Nach ihrer Reise nach Indien berichteten fünf blinde weise Män-

ner ihrem König, was ein Elefant sei: „Er ist wie ein langer Arm.“ – „Nein, er ist wie ein großer 

Fächer.“ – „Aber nein, wie eine dicke Säule.“ – „Also ich finde, er ist wie eine kleine Strippe mit 

ein paar Haaren am Ende“- „Also ich sage, er ist wie eine riesige Masse, mit Rundungen und 

ein paar Borsten darauf.“ Sie konnten sich auf keine gemeinsame Aussage einigen. Doch der 

König lächelte weise: „Ich danke Euch, denn ich weiß nun, was ein Elefant ist: Ein Elefant ist ein 

Tier mit einem Rüssel, der wie ein langer Arm ist, mit Ohren, die wie Fächer sind, mit Beinen, 

die wie starke Säulen sind, mit einem Schwanz, der einer kleinen Strippe mit ein paar Haaren 

daran gleicht und mit einem Rumpf, der wie eine große Masse mit Rundungen und ein paar 

Borsten ist.“ Die Gelehrten senkten beschämt ihren Kopf, nachdem sie erkannten, dass jeder 

von ihnen nur einen Teil des Elefanten ertastet hatte und sie sich zu schnell damit zufrieden-

gegeben hatten. Demokratie ist für mich die Kunst, gemeinsam das Ganze zu sehen. 

Geboren 1965, Informatikstudium an der FH München. Softwareentwicklung. Danach 

Fortbildungen in ganzheitlichen Methoden und langjährige Erfahrung als Referentin in der 

Erwachsenenbildung und Prozessbegleiterin. 

Moderatorin für intelligente Gruppenentscheidungen

Mitglied von Mehr Demokratie e. V. seit 2018, Greenpeace e. V., Pioneers of Change 

Bertram Böhm

Liebe Mitglieder von Mehr Demokratie,

seit sechs Jahren bin ich ehrenamtliches Mitglied des Bundesvorstandes und bewerbe mich 

für die nächsten beiden Jahre. Ich verstehe meine Aufgaben beratend und moderierend den 

hauptamtlichen Vorständen zur Seite zu stehen, Ideen und Impulse geben. Ich bringe aber 

auch meine eigenen Themen wie „Mehr Demokratie an und in die Schule“ ein. Wir haben ge-

meinsam viele wichtige Projekte mit auf den Weg gehen lassen, sei es der Bürgerrat oder 

andere herausragende Projekte im letzten Jahr. Meinen juristischen Sachverstand als Rechts-

anwalt und meine Erfahrungen mit mediatorischen Aufgaben konnte ich an vielen Stellen 

einbringen. Ein Steckenpferd bleibt weiterhin öffentlichkeits-wirksame Aktionen mit Mehr 

Demokratie anzustoßen, um nachhaltig die Hürde von 10.000 Mitgliedern zu schaffen. Ein 

„Millionenklub“ an Demokraten wäre mein Traum für die Zukunft. Je mehr Mitglieder wir sind, 

umso besser können wir unsere Arbeit umsetzen und bleiben unabhängig Wir spüren, dass 

wir uns mit Mehr Demokratie nicht nur als Verein für einen bundesweiten Volksentscheid 

etabliert, sondern auch als Verfechter demokratischer Grundrechte und Vordenker zur Ver-

besserung der demokratischen Grundlagen auf alle politischen Ebenen in unserer Gesell-

schaft einen nicht mehr hinwegzudiskutierenden Platz geschaffen haben. Ich möchte mit 

Euch allen, mit allen Mitgliedern, gerne an diesen Zielen weiterarbeiten! 

Rechtsanwalt seit 1995 

Mitglied des Gemeinderats der Gemeinde Eching seit 2008; Vorsitzender des Echinger Mitte 

e.V.; Vorsitzender des Gemeinnützigen Sozialfonds e.V.; Mitglied bei der GFE Gesellschaft zur 

Förderung der Erlebnispädagogik – www.erlebnistage.de

ra.boehm@outlook.de

Sarah Händel

Seit 9 Jahren bin ich jetzt dabei. Bin Mitfahrerin in diesem kleinen Schnellboot, das den un-

gaublich schwerfälligen Tanker Demokratie ein kleines bisschen in eine neue Richtung schie-

ben will,so dass sich vor uns neue Horizonte auftuen und wir als gemeinsame Demokratie-

Entdecker Neuland betreten können. Dieses wendige Flitze-Boot ist der Verein Mehr 

Demokratie. Immer wieder lassen wir uns etwas neues einfallen und finden neue Einfallstore, 

um ein bisschen ins Wanken zu bringen, was so felsenfest scheint. Mehr Demokratie denkt 

voraus, sieht voraus und macht anderen das Vorrausschauen möglich. Im Blick: eine sensib-

lere, eine herausforderndere, eine menschlichere Demokratie. Darum bin ich stolz auf diesen 

Verein. Darum möchte ich weiter ganz vorne mit dabei sein, und unseren Ideen eine Stimme 

geben. Eine Stimme, die auf  Demos Slogans ruft, die auf Vorträgen Leidenschaft weckt und 

die den Politiker*innen einen Floh ins Ohr setzt: wir müssen was tun für die Demokratie und 

zwar jetzt! Ich würde mich freuen, über 2 weitere Jahre im Bundesvorstand.

Landesgeschäftsführerin Mehr Demokratie Baden-Württemberg 

Bisheriges Mitglied des Bundesvorstandes.

sarah.haendel@

mehr-demokratie.de

Angaben zur beruflichen 
Tätigkeit: 

Angaben zur beruflichen 
Tätigkeit: 

Angaben zur beruflichen 
Tätigkeit: 

Angaben zur beruflichen 
Tätigkeit: 

Mitgliedschaften und  
Funktionen in Unternehmen, 

Körperschaften/Anstalten des 
öffentlichen Rechts, Vereinen, 

Parteien, Verbänden oder 
Stiftungen:

Mitgliedschaften und  
Funktionen in Unternehmen, 

Körperschaften/Anstalten des 
öffentlichen Rechts, Vereinen, 

Parteien, Verbänden oder 
Stiftungen:

Mitgliedschaften und  
Funktionen in Unternehmen, 

Körperschaften/Anstalten des 
öffentlichen Rechts, Vereinen, 

Parteien, Verbänden oder 
Stiftungen:

Mitgliedschaften und  
Funktionen in Unternehmen, 

Körperschaften/Anstalten des 
öffentlichen Rechts, Vereinen, 

Parteien, Verbänden oder 
Stiftungen:
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roman.huber@

mehr-demokratie.de

Roman Huber

Ich habe im letzten Jahr beim Bürgerrat Demokratie erlebt, dass und wie die Weisheit der 

Vielen tatsächlich funktioniert. Eine zusammengewürfelte Gruppe ist – wenn sie gut moderiert 

wird – klüger als der klügste Einzelne von uns. Es hat ein paar Wochen gedauert, bis ich das in 

seiner ganzen Tragweite verstanden habe. Das hat mich sehr beeindruckt. 

Deshalb möchte ich in den nächsten zwei Jahren zusammen mit euch und unserem Team 

vor allem zwei Projekte für Mehr Demokratie verwirklichen:

1.	 Eine möglichst umfassende Umsetzung der Empfehlungen des Bürgerrates Demokratie: 

Also die Kombination von Bürgerräten und direkter Demokratie, die Einführung von Bür-

gerräten, Volksentscheiden und einer Stabsstelle für Demokratie.

2.	 Die Organisation eines weiteren Bürgerrates zum Klimaschutz (oder zu einem anderen 

geeigneten Thema), der mit einem formalen Mandat des Bundestages ausgestattet ist. 

Wir brauchen neue Formen, um Lösungen für die drängendsten Probleme unserer Zeit zu 

entwickeln. Und die Kraft der direkten Demokratie, um diese umzusetzen.

Geb. 1966, ursprünglich in der IT-Branche tätig, seit 1996 Bundesvorstand von Mehr De-

mokratie e.V., seit 2001 Geschäftsführender Bundesvorstand. Ich lebe in dem Gemein-

schaftsprojekt www.schloss-tempelhof.de, das ich mitgegründet und aufgebaut habe.

Geschäftsführer

Keine

Marie Jünemann

Einmal im Jahr fahre ich in einen Wald und helfe bei der Aufforstung. Dieses hautnahe Er-

lebnis, die schwere Arbeit und die widrigen Wetterverhältnisse, haben meinen Blick auf den 

Naturschutz verändert. Vor Ort im Wald wird einem die Dringlichkeit des Naturschutzes 

ungeschönt vor Augen geführt, die Verantwortung des Einzelnen für das Ökosystem be-

wusst. Ähnliches habe ich mit der direkten Demokratie erlebt. Bei meiner ersten Wahl 2014 

durfte ich auch über die Bebauung des Tempelhofer Feldes in Berlin abstimmen. Ich be-

schäftigte mich viel mit dem Thema, denn ich fühlte mich verantwortlich für die Konsequen-

zen der Abstimmung. Später sammelte ich für den Volksentscheid Fahrrad in Berlin und für 

Volksinitiativen in Brandenburg. In den Gesprächen auf der Straße wurde aus einer Ahnung 

Gewissheit: Demokratie ist mehr als ein politisches System. Auch die direkte Demokratie ist 

ein hautnahes Erlebnis, sie führt mich hin zu Themen und motiviert mich, Dinge zu hinter-

fragen. Als junger Mensch möchte ich mit neuen Ideen im Bundesvorstand für die Stärkung 

der direkten Demokratie und Transparenz eintreten. 

Ich freue mich, wenn ihr mir mit der Wahl die Chance gebt, die Demokratie ordentlich 

aufzuforsten. Ich bin 24 Jahre alt, studiert habe ich Politikwissenschaft an der Freien Uni-

versität Berlin. 

Mitarbeiterin beim Bundesverband von Mehr Demokratie (seit 2017); Mitarbeiterin im Lan-

desverband Berlin/Brandenburg von Mehr Demokratie (seit 2018), Landesvorstand im Lan-

desverband Berlin/Brandenburg (seit 2019)

 

Mitglied im Bergwaldprojekt e.V., ehrenamtliche Tätigkeit (seit 2016)

marie.juenemann@

mehr-demokratie.de

Christian König

Als junger Bachelorstudent in Politik und Geschichte sah ich einen großen Omnibus auf dem 

Holzmarkt in Jena stehen. Ich unterschrieb das Volksbegehren für mehr Demokratie in Thürin-

ger Kommunen und bestellte mir im Netz ein Infopaket. Danach schrieb ich meine Bachelorar-

beit über das Volksbegehren – und bis heute lässt mich Mehr Demokratie nicht mehr los. Von 

Januar 2017 bis Dezember 2019 war ich Mitarbeiter im Landesbüro in Stuttgart. Aus privaten 

Gründen hat es mich inwzischen nach Berlin verschlagen. Mehr Demokratie ist für mich politi-

sche Heimat. Unser Verein steht für kluge Köpfe und Ideen, intensive Sachdebatten, Engage-

ment und Beharrlichkeit. In den Bundesvorstand werde ich meine Erfahrungen als früherer 

Mitarbeiter, meinen fachlichen Hintergrund als Politikwissenschaftler und meine neuen Ein-

sichten aus der Bürgerbeteiligung in der öffentlichen Verwaltung einbringen. 

Als Mitglied im Netzwerk Bürgerbeteiligung und Netzwerk kommunaler Partizipationsbe-

auftragter kann ich hier Brücken bauen. Gleichwohl ist es mir sehr wichtig, dass wir im Kern 

der „Volksentscheidsverein“ bleiben und bundesweite Volksentscheide endlich Realität wer-

den.

Sachbearbeiter für Bürgerbeteiligung, Stadt Falkensee

Mehr Demokratie e.V. (seit 04/2017); Deutsche Nachwuchsgesellschaft für Politik- und Sozial-

wissenschaft (DNGPS) (seit 09/2015); Pro Asyl e.V. (seit 02/2014); ver.di (seit 10/2010); Förder-

mitgliedschaft Rosa-Luxemburg-Stiftung

Christian.Koenig2@gmx.de

Karl-Martin Hentschel

Liebe Mitstreiter für Mehr Demokratie,

seit sechs Jahren bin ich ehrenamtlich für Euch im Bundesvorstand tätig. Ein Höllenjob – der 

viel Spaß, viele Reisen (per Bahn natürlich) und oft auch kurze Nächte mit sich gebracht hat. 

Im letzten Jahr habe ich im Auftrag von Mehr Demokratie e.V. das „Handbuch Klima-schutz“ 

geschrieben. Es dient zur Vorbereitung eines gelosten Bürgerrats Klimaschutz. Bürgerräte 

sind ein wichtiges neues Beteiligungsformat. Es kann sehr gut mit bundeswei-ten Referenden 

verbunden werden – wie es in Irland praktiziert wurde und jetzt auch in Frankreich geplant ist. 

Weitere Höhepunkte meiner Arbeit für Mehr Demokratie e. V. waren zuletzt: Erfolgreiche 

Volksinitiative in Schleswig-Holstein gegen CETA und TTIP; Positionspapiere „Europa neu den-

ken und gestalten“ und „Europäischer Bürgerkonvent“ (beide auf der BMV verabschiedet); 	

Erarbeitung eines Vorschlags von Mehr Demokratie e.V. für ein neues Bundestagswahlrecht; 

Veröffentlichung des Buches über die Zukunft der Demokratie (Demokratie für morgen) und 

Durchführung von ca. 30 Veranstaltungen in ganz Deutschland; Vertretung von Mehr Demo-

kratie e. V. auf mehreren Kongressen zu Europa, Kommunale Demokratie und Direkte Demo-

kratie sowie auf dem evangelischen Kirchentag und im Rahmen des TAZ-Laboratoriums.

Ich würde mich freuen, wenn Ihr mich wieder in den Vorstand wählt, damit ich diese Arbeit 

fortsetzen kann. Natürlich könnt Ihr mich gerne in Eure Landesverbände zu Vorträgen einladen.

http://de.wikipedia.org/wiki/Karl-Martin_Hentschel

Mehr Demokratie e.V.: Bundesvorstand, AK Dezentrale Demokratie und Föderalismus,  

AK Europa, AK Wahlrecht; Netzwerk Steuergerechtigkeit, Koordinierungskreis; Attac, Koordi-

nator AG Finanzmärkte und Steuern; keine Funktionen mehr bei BUND, Ver.di, Pro Vieh, Bünd-

nis 90/Die Grünen

karl.m.hentschel@

mehr-demokratie.de
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claudine.nierth@

mehr-demokratie.de

Claudine Nierth

Wenn die Menschen gefragt werden legen sie los, wollen alles wissen, denken nach, bilden sich 

Meinungen, ändern diese, machen Vorschläge und stimmen gemeinsam ab. Das ist Demokra-

tie! So haben wir sie erlebt, im Bürgerrat Demokratie. Geloste Bürgerräte haben Hochkonjunk-

tur, auch in Frankreich, England oder Spanien. Das Modell ist zukunftsfähig! 

Aber was ist das Besondere? Das Element des Zusammenwachsens! Wo die Gräben tiefer 

werden und sich die Gesellschaft in gut und böse, rechts oder links, oben oder unten spaltet, 

wirkt ein per Los geladener Rat geradezu erlösend. Endlich ein Ort, an dem sich Andersden-

kende in die Augen schauen, zuhören, auf das große Ganze blicken und am Ende einen Kon-

sens bilden. Und was, wenn die Ergebnisse nicht umgesetzt werden? Dann sollen alle Bürge-

rinnen und Bürger darüber abstimmen. Das ist auch der Vorschlag des Bürgerrats Demokratie. 

Wer greift die Ideen unseres Bürgerrats jetzt auf? Wir müssen den Bundestag bewegen. 

Dann ziehen wir Bilanz und erwarten einen Bericht vom Bundestagspräsidenten und den Frak-

tionen: Wird es ein Recht auf Bürgerräte und Volksabstimmungen geben? 

Parallel bereiten wir den nächsten Bürgerrat vor, zum Thema Klimawandel oder Agrarwen-

de. Wir machen weiter. Nichts überzeugt mehr, als gute Beispiele – wir liefern sie! Dafür stehe 

ich, gehe ich in die Verantwortung und setze meine Kraft ein!

Bundesvorstandssprecherin von Mehr Demokratie

parteilos. Mitglied im Aufsichtsrat der GLS Treuhand Bochum und Vorstand der gemeinnützi-

gen Treuhandstelle Hamburg e.V. (treuhändische Stiftung)

mail@josefmerk.de

Dr. Josef Merk

Liebe Mitglieder,

Mehr Demokratie ist ein wichtiger Treiber für die Weiterentwicklung unserer Demokratie, denn 

wir stellen uns ganz wesentliche Fragen: Wie kann die demokratische Praxis vertieft werden? 

Wie können unsere Mitglieder ebenso wie Bürgerinnen und Bürger bei der Verbesserung der 

Demokratie einbezogen werden? Und wie kann ein solches Update der Demokratie aussehen? 

An diesen Fragen arbeite ich bereits im Projekt Deepening Democracy – Demokratie vertiefen, 

für das wir im Oktober und November drei Forschungstage konzipiert und organisiert haben. 

Diese Arbeit begeistert mich, denn ich spüre, dass wir damit einen wichtigen Beitrag leisten 

können, die Demokratie weiterzuentwickeln, auch mit ganz neuen Ansätzen und wissenschaft-

licher Begleitung.

Seit Anfang 2019 engagiere ich mich ehrenamtlich im Landesverband Berlin/Branden-

burg, allem voran beim Volksentscheid Transparenz. Auch beim Bürgerrat Demokratie in 

Leipzig habe ich als Tischmoderator mitgewirkt. Es war bewegend zu erleben, wie das Bürger-

pflichtgefühl der Bürgerräte von Tag zu Tag gewachsen ist. Davon brauchen wir noch viel 

mehr: Möglichkeiten für die mündigen Bürgerinnen und Bürger, die demokratische Idee mit 

Leben zu füllen. Dafür möchte ich mich als Mitglied des Bundesvorstands einsetzen.

Geboren 1984, Diplom-Betriebswirt mit Promotion in Psychologie.

Freiberuflich als psychologischer Berater, Hochschuldozent

Ordentliches Mitglied bei der Deutschen Gesellschaft für Transaktionsanalyse (DGTA e.V.)

anselm.renn@

mehr-demokratie.de

Anselm Renn

Es gibt viele Stränge, die mich zu Mehr Demokratie führten: Da sind die Sommer meiner Kind-

heit, die ich auf dem Achberg bei den Direktdemokrat:innen verbrachte. Da ist – viel später – 

als Politikstudent in Dresden die aufkeimende Pegida-Bewegung, die mir klar machte, dass 

wir uns ganz neu für unsere Demokratie einsetzen müssen. Doch vor allem ist da ein Erlebnis 

eines unscheinbaren Schulwechsels in der 9. Klasse, das mich fast über Nacht von einem der 

schlechtesten zu einem der besten Schüler machte. Wie das ging: Indem mir die Lehrer:innen 

der neuen Schule ihr Vertrauen schenkten, “es” zu können. Diese Macht des Vertrauens ist 

es, die wir auch bei Mehr Demokratie verbreiten und der Politik abringen, wenn wir uns für 

bundesweite Volksabstimmungen und Bürgerräte einsetzen. Dieses Vertrauen macht 

Bürger:innen selbst zu aktiven Gestalter:innen ihrer Umwelt. Ich finde: Wir können sogar noch 

darüber hinaus: Eine Demokratie nicht nur mit simplen Mehrheiten, sondern viel komplexeren 

Verfahren der Konsensfindung. Das wäre doch was. Nicht Post- sondern Beyond-Democracy! 

Da will ich hin. Denn: wir können “es” nämlich alle!

Mitarbeiter beim Bundesverband von Mehr Demokratie (seit 2017)

Mitglied bei BÜNDNIS/90 die GRÜNEN

Bernd Kroll

Zu Mehr Demokratie kam ich, als 2012 der Hamburger Senat erneut ohne Bürgerbeteiligung ein 

Projekt durchsetzen wollte. Mitstreiter und ich haben daraufhin eine überparteiliche Volksiniti-

ative gegründet und hatten Erfolg. Heute berate ich selber Bürger- und Volksinitiativen. Dabei 

stelle ich immer wieder fest, wie wichtig die direkte Demokratie ist. Für meine Vorstandsarbeit 

sehe ich folgende Schwerpunkte: Volks-/Bürgerentscheide, Wahlrecht und eine stärkere Beteili-

gung der Mitglieder. Das Kernthema unseres Vereins sind Volks-/Bürgerentscheide. Mein Fokus 

ist, diese Kernforderung nicht aus den Augen zu verlieren und mit Nachdruck voranzubringen. 

Im Arbeitskreis Wahlrecht habe ich gelernt, dass wir als Verein das Wahlrecht jeden Tag aufs 

Neue verteidigen und weiterentwickeln müssen. Hierzu müssen wir deutlich aktiver, klarer und 

lauter Position beziehen. Ich setze mich für größere Wahlfreiheiten durch offene Listen und 

Mehrmandats-Wahlkreise ein. Unsere rund 10.000 Mitglieder sind unsere Stärke, deshalb sollten 

wir sie zukünftig auch deutlich stärker beteiligen. Als erste Initiative plane ich, dass alle Mitglie-

der via Internet an den Versammlungen teilnehmen können. Mit meiner Kandidatur möchte ich 

dazu beitragen, dass mehr ehrenamtliche Mitglieder im Bundesvorstand vertreten sind.

Bankkaufmann, Dipl. Kaufmann, Dipl. Politologe und seit 2012 Student der Philosophie, 

Schwerpunkt politische Philosophie.

Sprecher der Initiativen „Unser Mühlenkamp“ und „Unser Winterhude“; Geschäftsführer einer 

kleinen Gewerbeimmobilienverwaltung (Teilzeit); Vorsitzender der Interessengemeinschaft 

„Rund um den Mühlenkamp“ (Quartiersmanagement in HH Winterhude); Mitglied bei: Mehr 

Demokratie und des Arbeitskreises Wahlrecht; CDU (ohne Parteiamt); Gründungsmitglied der 

Grünen Radler Hamburg; Vertrauensperson der Volksinitiative “Bürgerbegehren und Bürger-

begehren jetzt verbindlich machen – Mehr Demokratie vor Ort”; Vertrauensperson der Volks-

initiative „Klimawende JETZT –Autos raus aus der Hamburger Innenstadt“

Kroll.Bernd@live.de
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dr_judith_schultz@yahoo.de

Judith Schultz

Liebe Mitglieder,

wir leben in einem Regierungssystem in dem sich die politischen Parteien den „Staat als Beu-

te“ nehmen konnten. Dabei wird vieles primär dem Kampf der politischen Parteien um die 

Macht untergeordnet, wobei es zumeist ausgeschlossen ist, sachorientiert mit dem politischen 

Gegner zusammenzuarbeiten. Entsprechend leben wir in einem politischen System, das unfä-

hig ist tatsächliche Probleme zu lösen. 

Ich würde mich sehr freuen, wenn Sie mir ihre Stimme gäben, damit Mehr Demokratie 

diesen Missstand zugespitzter und öffentlichkeitswirksamer kritisiert. Für die nächsten zwei 

Jahre sollte unser Fokus auf dem bundesweiten Volksentscheid, Bürgerräten und vor allem 

einer wirksamen Reform des Bundestagswahlrechts liegen. Ich stehe hinter der Persönlich-

keitswahl in Mehrpersonenwahlkreisen mit Verhältnisausgleich; eine Paritätsregelung im 

Wahlrecht lehne ich ab, da sie die Wahlfreiheit der Wähler*innen einschränkt und die Kontrolle 

der Parteigremien über ihre Kandidaten unvorteilhaft erhöht.

Geboren 1965, wohnhaft in Bremen, Diplompolitologin. Ko-Autorin: Regierungsmehrheit 

und Opposition in den Staaten der EG, 1991. Promotion zu Präsidentiellen Demokratien in 

Lateinamerika, 2002. Seit 2006 ehrenamtlich für Mehr Demokratie e.V. tätig.

Freiberufliche PR-Beraterin und Interim-Managerin im Bereich Öffentlichkeitsarbeit 

Mitglied bei Mehr Demokratie und im Arbeitskreis Wahlrecht; 

Fördermitglied Abgeordnetenwatch

Liebe Mitglieder,

das Mitgliederbegehren gegen Geschlechterquoten im Wahlrecht (Sprecher: Andreas Hilbert) 

hat die zweite Verfahrensstufe erfolgreich gemeistert. In der zweiten Stufen müssen 2,5 Pro-

zent aller Mitglieder das Mitgliederbegehren in einer Frist von 3 Monaten unterstützen. Erfor-

derlich wären 203 Unterstützer bzw. Unterstützerinnen  gewesen. Tatsächlich wurde das Be-

gehren von circa 900 Mitgliedern unterstützt. Damit kommt es nun zur Abstimmung aller 

Vereinsmitglieder  über dieses Mitgliederbegehren. Sollte allerdings die Mitgliederversamm-

lung am 28./29.11. dem Mitgliederbegehren zustimmen, entfällt die Abstimmung.

Information  
der Abstimmungsleitung
Mitgliederbegehren gegen Geschlechterquoten im Wahlrecht

Angaben zur beruflichen 
Tätigkeit: 

Susanne Socher

Seit 17 Jahren berate ich Initiativen bei Fragen rund um Bürgerbegehren. Die Kraft der Initiati-

ve fasziniert mich immer wieder neu. Es braucht gute Regeln, damit sich diese Kraft entfalten 

kann. Und gleichzeitig müssen sich die Regeln auch weiterentwickeln, um den komplexer wer-

denden Fragen der Gegenwart gerecht zu werden. Mich beschäftigt, wie direkte Demokratie 

mit Formen der Bürgerbeteiligung verbunden werden kann, um Begegnungen, Austausch und 

umfassende Diskussionen zu ermöglichen, Initiative und Wirksamkeit aber gewährleistet blei-

ben. Ich bin überzeugt, dass wir noch lange nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft haben, die 

uns zur Verfügung stehen. Auf diesen Denk- und Gestaltungsprozess freue ich mich und dafür 

möchte ich mich gerne für zwei weitere Jahre im Bundesvorstand einbringen. 

Im vergangenen Jahr habe ich das Büchlein „Klimawende von unten“ mitverfasst, was ein 

weiteres Beispiel dafür ist, wie mit Initiative die Gesellschaft gestaltet werden kann. 

Was mir ebenfalls am Herzen liegt ist die Frage, wie sich Mehr Demokratie e.V. entwickeln 

kann, um weiterhin gute, zielführende und neue Impulse für die Demokratie von morgen beitra-

gen zu können. Nicht zuletzt deshalb arbeite ich im Projekt „Deepening Democracy“ mit.

Ich bin Jahrgang ‘78, Politikwissenschaftlerin und Mediatorin. 

 

Landesgeschäftsführerin Mehr Demokratie Bayern, freiberufliche Mediatorin und Moderatorin

keine

susanne.socher@

mehr-demokratie.de
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Liebe Mitglieder,

20 Mitglieder von Mehr Demokratie e.V. haben ein Mitgliederbegehren zur Durchführung einer 

Mitgliederurabstimmung zu folgender Frage eingereicht: „Bist du dafür, dass Mehr Demokra-

tie e.V. grundgesetzkonforme Regelungen im Wahlrecht unterstützt, die auf einen ausgegli-

chenen Frauenanteil in Parlamenten hinwirken?“. 

Zugrunde liegt ein dreistufiges Verfahren. In der ersten – bereits abgeschlossenen – Stufe 

mussten 15 Mitglieder die Abhaltung dieses Mitgliederbegehrens beantragen. In der zweiten 

Stufe müssen nun 2,5 Prozent der stimmberechtigten Mitglieder binnen einer Frist von drei 

Monaten dieses Begehren unterstützen. Ist das der Fall, kommt es zur dritten Stufe, zum ei-

gentlichen Mitgliederentscheid.

Nachfolgend stellen die Initiatoren ihr Anliegen vor. Danach nimmt der Bundesvorstand 

dazu Stellung. Wenn Sie das Begehren unterstützen möchten, schicken Sie bitte eine E-Mail 

an abstimmungsleitung@mehr-demokratie.de, z.B. mit der Kurzmitteilung „Ich unterstütze 

das Mitgliederbegehren für Geschlechtergerechtigkeit“. Und ergänzen Sie Ihren Namen und 

Vornamen. Das reicht. Sie können das innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Erhalt 

dieser Zeitschrift tun.

Oder Sie schicken ein Fax an die Nummer 0421-794 63 71. Alternativ können Sie auch per 

Briefpost eine kurze formlose Notiz zur Unterstützung des Mitgliederbegehrens an folgende 

Adresse schicken:

Abstimmungsleitung, c/o Mehr Demokratie, Bernhardstraße 7, 28203 Bremen.

Falls genügend Unterstützungserklärungen für dieses Mitgliederbegehren zusammen-

kommen, werden Sie im Rahmen eines Mitgliederentscheids noch ausführlichere Informatio-

nen mit Pro- und Contra-Argumenten erhalten. 

Mit freundlichem Gruß,

Maike Schmidt-Grabia, Paul Tiefenbach, Edgar Wunder

(Abstimmungsleitung)

Information  
der Abstimmungsleitung
Mitgliederbegehren für Geschlechtergerechtigkeit beim Wahlrecht

Wenn Sie das Mitgliederbegehren für Geschlechtergerechtigkeit beim Wahlrecht unterstützen wollen, schicken Sie bitte eine E-Mail an : abstim-

mungsleitung@mehr-demokratie.de oder unterschreiben Sie das unten stehende Formular und senden Sie es an: Abstimmungsleitung, c/o Mehr 

Demokratie, Bernhardstraße 7, 28203 Bremen. Oder per Fax an folgende Nummer: 0421 794 63 71

Vorname, Nachname Ort, Datum

Adresse Unterschrift

Information der Abstimmungsleitung 
 
zum Mitgliederbegehren für Geschlechtergerechtigkeit beim Wahlrecht  
 
Mitglieder von Mehr Demokratie e.V. haben ein Mitgliederbegehren zur Durchführung einer 
Mitgliederurabstimmung zu folgender Frage eingereicht: „Bist du dafür, dass Mehr Demokratie e.V. 
grundgesetzkonforme Regelungen im Wahlrecht unterstützt, die auf einen ausgeglichenen Frauenanteil in 
Parlamenten hinwirken?“.  
Zugrunde liegt ein dreistufiges Verfahren. In der ersten – bereits abgeschlossenen – Stufe mussten 15 Mitglieder 
die Abhaltung dieses Mitgliederbegehrens beantragen. In der zweiten Stufe müssen nun 2,5 % der 
stimmberechtigten Mitglieder binnen einer Frist von drei Monaten dieses Begehren unterstützen. Ist das der 
Fall, kommt es zur dritten Stufe, zum eigentlichen Mitgliederentscheid. 
Nachfolgend stellen die Initiatoren ihr Anliegen vor. Danach nimmt der Bundesvorstand dazu Stellung. Wenn Sie 
das Begehren unterstützen möchten, schicken Sie bitte eine E-Mail an abstimmungsleitung@mehr-
demokratie.de, z.B. mit der Kurzmitteilung „Ich unterstütze das Mitgliederbegehren für 
Geschlechtergerechtigkeit“.  Und ergänzen Sie Ihren Namen und Vornamen. Das reicht. Sie können das innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nach Erhalt dieser Zeitschrift tun. 
Oder Sie schicken ein Fax an die Nummer 0421-794 63 71. Alternativ können Sie auch per Briefpost eine kurze 
formlose Notiz zur Unterstützung des Mitgliederbegehrens an folgende Adresse schicken: 
Abstimmungsleitung, c/o Mehr Demokratie, Bernhardstraße 7, 28203 Bremen. 
Falls genügend Unterstützungserklärungen für dieses Mitgliederbegehren zusammenkommen, werden Sie im 
Rahmen eines Mitgliederentscheids noch ausführlichere Informationen mit Pro- und Contra-Argumenten 
erhalten.  
 
Ihre Abstimmungsleitung 
Maike Schmidt-Grabia, Paul Tiefenbach, Edgar Wunder 
 
================================================================================== 
 

Mitgliederbegehren für Geschlechtergerechtigkeit beim Wahlrecht 
 

Bitte unterstützt dieses Mitgliederbegehren durch eine kurze Mail an: 
abstimmungsleitung@mehr-demokratie.de 

 
Nach wie vor besteht das Problem einer starken Unterrepräsentation von Frauen in Parlamenten. Alle Versuche, 
dem durch bloße Appelle entgegen zu wirken, haben nicht geholfen. Deshalb sind Regelungen im Wahlrecht 
notwendig, die auf einen Frauenanteil im Parlament entsprechend ihrem Bevölkerungsanteil hinwirken. Mehr 
Demokratie e.V. sollte sich zu dieser Frage positionieren.   
 

Deshalb beantragen wir eine Mitgliederabstimmung zu folgender Frage: 
 

„Bist du dafür, dass Mehr Demokratie e.V. grundgesetzkonforme Regelungen im Wahlrecht 
unterstützt, die auf einen ausgeglichenen Frauenanteil in Parlamenten hinwirken?“ 

 

Es kommt auf deine Stimme an!  Dieses Mitgliederbegehren wird nur dann zustande kommen, wenn es durch 
200 Mitglieder unterstützt wird. Bitte schicke dazu jetzt eine kurze Mail an: 
 

abstimmungsleitung@mehr-demokratie.de    oder   kontakt@demokratie2100.de 
 

Sie braucht nur deinen Namen und Vornamen sowie den Satz „Ich unterstütze das Mitgliederbegehren für 
Geschlechtergerechtigkeit“ enthalten.  
 

Die 20 Initiatoren dieses Mitgliederbegehrens (übrigens 10 Frauen und 10 Männer) sind:  
Lars Castellucci, Beate Ehms, Christine Grab, Frank Hansen, Martin Hartmann, Sören Heise, Alice Jakubeit, Anne 
Johannsen, Ulrich Kohler, Felix Kolb, Barbara Ludwig, Henriette Meseke, Sahra Mirow, Ralf Otto, Eva Sassen, Ilka 
Schnaars, Alexander Schulz (Sprecher des Mitgliederbegehrens), Andreas Schulz, Wilfried Weisbrod, Hildegard 
Wiegele. 
 

Wir bedanken uns schon heute für eure Unterstützung! 
Auf euch kommt es an, wie sich unser Verein in dieser Frage positioniert! 
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gewählt. In Artikel 29 analog zu den Ländern und Kommunen. 

In Artikel 19 (1): Soweit  nach  diesem  Grundgesetz  ein  Grund-

recht  durch  Gesetz  oder auf Grund eines Gesetzes einge-

schränkt werden kann, muss das Gesetz allgemein und nicht 

nur für den Einzelfall gelten. Daraus ergibt sich ein typischer 

Konflikt: Eine Quotierung im Wahlgesetz bedeutet eine Ein-

schränkung des Grundrechts der Wahl nach Artikel 38 oder 

29. Andererseits wurde der Artikel 3 (2) bis heute nicht umge-

setzt, da Deutschland bei allen Kriterien wie Frauenanteil in 

Parlamenten, in Aufsichtsräten, in Chefredaktionen, Bezah-

lung der Arbeit usw.  im internationalen Vergleich relativ weit 

hinten liegt. Daraus folgt, dass der Bundestag seit 1949 ver-

pflichtet ist, Maßnahmen zur Umsetzung von Artikel 3 (2) zu 

beschließen, dies aber nicht getan hat.

Zur vereinspolitischen Debatte:

Es ist ein Novum, dass es innerhalb von Mehr Demokratie 

zwei sich widersprechende Mitgliederbegehren zu einer poli-

tischen Positionierung gibt. Als Bundesvorstand begrüßen 

wir beide Begehren als Beiträge zur vereinsinternen Willens-

bildung. Wir wünschen uns dabei eine der Wichtigkeit der Fra-

ge angemessene Debatte – klar in der Sache, freundlich im 

Umgangston. 

Stellungnahme des 
Bundesvorstandes
zum Mitgliederbegehren für Geschlechtergerechtigkeit beim Wahlrecht

Der Bundesvorstand folgt dem Votum der Bundes-Mitglieder-

versammlung (BMV). Wir empfehlen, dass sich Mehr Demo-

kratie gegenüber dem Thema Quotierung/Parität im Wahl-

recht neutral verhält, sich also weder dafür noch dagegen 

ausspricht. Mehr Demokratie sollte sich in dieser Frage nicht 

vorab und ohne Not festlegen und die Rechtsprechung der 

Verfassungsgerichte abwarten.

Die letzte BMV hat sich ausführlich mit dem Thema beschäf-

tigt. Anlass dafür war, dass zahlreiche Frauenverbände – dar-

unter die Verbände der evangelischen und katholischen Frau-

en – sich für eine Parität im Wahlgesetz einsetzen und Mehr 

Demokratie e. V. gebeten wurde, diese Initiative zu unterstüt-

zen (https://www.aktionsbuendnis-parite.de/). Die BMV hat 

nach einer intensiven Debatte bewusst keinen Beschluss ge-

fasst.  Dieser Position folgt auch der Bundesvorstand. 

Zur Rechtslage: Im Grundgesetz finden sich dazu folgende 

Sätze: In Artikel 3 (2): Männer und Frauen sind gleichberech-

tigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der 

Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf 

die Beseitigung bestehender Nachteile hin. In Artikel 38 (1): 

Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in all-

gemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl 
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